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Seelisch-geistige Voraussetzungen der Gesundheit 

• Sicherheit: Gefühl der Geborgenheit, des Gebraucht-
werdens, Sicherheit der politischen Verhältnisse und der 
wirtschaftlichen Lage.  

• Eine gewisse Spannung ist notwendig, sonst versinkt 
man in Lethargie.  

• Erfolg und Anerkennung: Bestätigung, Arbeitsklima, 
Kritik und Lob  

• Kreativität: schöpferische Betätigung  
• Erlebnisse mit Erinnerungswert 
• Selbstachtung, Selbstvertrauen 
• Liebe: zum Lebenspartner, zu Kindern, zur Familie, 

zum Mitmenschen, Freundlichkeit und Kontaktfähig-
keit.  

aus Wikipedia, der freien Enzyklopädie 
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Vorwort 

 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

liebe Leserinnen und Leser, 

 

wir befinden und noch immer in der Einstiegsphase zum Arbeits- und Gesundheitsschutz, die wir nach 

langjährigen Druck auf die Landesregierung und das Kultusministerium erreicht haben.  

Diese Einstiegsphase ist mit vielen Schwierigkeiten behaftet, die immer wieder den Eindruck verstärken, 

dass es das Kultusministerium nicht allzu ernst mit dem Arbeits- und Gesundheitsschutz meint. Allerdings ist 

absehbar, dass im nächsten Jahr sowohl eine verlässliche Datengrundlage für zentrale Maßnahmen zur Verfü-

gung steht als auch ein Konzept zur flächendeckenden Umsetzung erarbeitet werden muss. Neben den si-

cherheitstechnischen Maßnahmen werden auch Maßnahmen zur Abhilfe und Prävention der Belastungen im 

psychomentalen und psychosozialen Bereich umzusetzen sein.  

Die GEW setzt sich mit allem Nachdruck dafür ein, dass Gesundheitsprävention für Lehrerinnen und 

Lehrer kein Fremdwort in den Schulen und Schulkindergärten bleibt. Gerade in Zeiten ständiger Arbeitszeit-

verlängerung und Intensivierung der Arbeit sowie schlechter Ressourcenlage muss es unser Interesse sein 

gesund zu arbeiten. Dazu brauchen wir bessere Arbeitsbedingungen durch mehr Ressourcen, aber auch eine 

gute Arbeitsorganisation vor Ort und Unterstützungsmaßnahmen für die einzelnen Kolleginnen und Kolle-

gen. Auch die räumlichen Gegebenheiten müssen einer gründlichen Überprüfung unterzogen und verbessert 

werden.  

Zur Unterstützung der Schulen und Schulkindergärten hat die GEW vor zwei Jahren den „Leitfaden zur 

Einstiegsphase“ zur Verfügung gestellt. Mit den notwendigen Gesetzes- und Vorschriftenunterlagen ausgestat-

tet haben wir Handlungsmöglichkeiten für Personalräte, Frauenvertreterinnen und Ansprechpartnerinnen, für 

Schulleitungen und Arbeitsschutzausschussmitglieder sowie für Vertrauensleute und Lehrerinnen und Lehrer 

beschrieben.  

Nun geben wir mit unserem zweiten Leitfaden allen heute und zukünftig mit Arbeits- und Gesundheits-

schutz befassten Kolleginnen und Kollegen eine Broschüre an die Hand, die vor allem Belastungsschwer-

punkte und deren Bearbeitung zum Inhalt hat. Die Schulen der Einstiegsphase haben nach langer Wartezeit 

die Möglichkeit an ihren von den Betriebsärztinnen und -ärzten zurückgemeldeten Belastungsschwerpunkten 

zu arbeiten. Wir haben die Gesetze und Vorschriften für den Arbeits- und Gesundheitsschutz nicht neu auf-

genommen in dieser Broschüre. Sie befinden sich im ersten Leitfaden und im GEW-Jahrbuch. Der erste Leit-

faden steht darüber hinaus auf unserer Internetseite zur Verfügung.    

Wir hoffen mit dieser Broschüre Anhaltspunkte für die Entwicklung mit dem Ziel gesunder Arbeit in der 

Schule und in Schulkindergärten zu geben.  

 

 

Rainer Dahlem 

Landesvorsitzender  

der GEW Baden-Württemberg 

Barbara Haas  

stellvertretende Vorsitzende  

der GEW Baden-Württemberg 
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1. Arbeits- und Gesundheitsschutz an Schulen und Schulkindergärten 

1.1. Ein Erfolg der GEW 
 

Seit 1996 ist das Arbeitsschutzgesetz in Kraft. 
In Baden-Württemberg ist es der GEW gelungen, 
Grundlagen für die Umsetzung im Schulbereich 
zu schaffen. Die Landesregierung hat die Verant-
wortung für den Arbeitsschutz in den Schulen 
und für die Lehrkräfte im Beamtenstatus über-
nommen und dafür Mittel im Landeshaushalt zur 
Verfügung gestellt. Eine Leitstelle Betriebsärztli-
cher Dienst für das Kultusressort, Arbeits- und 
Gesundheitsschutz als Stabsstelle ist eingerichtet, 
bei der Amtsleitung angesiedelt und mit Sach-
bearbeiterin, Sekretärin, Juristen, einer Kranken-
schwester und einer Fachkraft für Arbeitssicherheit 
mit halber Stelle ausgestattet.  

Auf der Grundlage von Dienstvereinbarungen 
mit den schulischen Hauptpersonalräten wurde 
2001 eine Einstiegsphase an 530 Schulen mit 
19.500 Lehrkräften begonnen, die von der flä-
chendeckenden Umsetzung abgelöst wird. Ar-
beitsmediziner und Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit stehen zur Verfügung, um die Gefährdungs-
beurteilungen durchzuführen und die in allen 
Ebenen der Schulverwaltung und den Schulen 
gebildeten Arbeitsschutzausschüsse zu beraten. 
Ein Instrument wurde erarbeitet, welches sowohl 
die sicherheitstechnischen als auch die psychi-
schen Belastungen am Arbeitsplatz Schule und 
Schulkindergarten berücksichtigt. Die Universität 
Ulm arbeitet an der Feststellung, ob dieses In-
strument valide und reliabel ist. Zentrale Ergebnis-
se werden 2004 zu bearbeiten sein. Zentrale Maß-
nahmen werde in der Folge erarbeitet werden. Im 
übrigen werden die Ergebnisse nach dem Ge-
schlecht differenziert und ermöglichen zum ersten 
Mal die Bearbeitung geschlechtsspezifischer Prä-
ventionsmaßnahmen.  

Blickt man in andere Bundesländer, lässt sich 
der Arbeitgeber Schulverwaltung viel Zeit Ver-
gleichbares zu schaffen: In Niedersachsen wird 
derzeit ein beteiligungsorientiertes Konzept an 18 
Schulen erprobt. 38 Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit (Lehrkräfte) sind ausgebildet, 4 Betriebsärzte 
stehen landesweit zur Verfügung. Ein Grundsatz-
erlass zum Arbeits- und Gesundheitsschutz ist in 
Bearbeitung.  

In Nordrhein-Westfalen wird bisher ein Projekt 
zur Feststellung psychosozialer Belastungen bei 
Lehrerinnen und Lehrer verweigert. Im Arbeits-
schutzausschuss des Landes werden nur wenige 
Probleme angegangen. Da weder Haushaltsmittel 
eingestellt sind noch eine  zur Schulstruktur 
NRWs passende Arbeitschutzorganisation einge-
richtet wurde, gibt es  praktisch keine personelle 

Ressourcen. Der arbeitsmedizinische Dienst, der 
im Jahr 2000 bestellt wurde, erfüllt maximal 15 % 
der gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben. 

Berlins Senatsbildungsverwaltung fährt derzeit 
alles zurück, was mit Lehrergesundheit zu tun hat. 
Das vor 1 1/2 Jahren mit dem Gesamtpersonalrat 
erarbeitete Konzept zur Gefährdungsbeurteilung 
bei den psychischen Belastungen wird nicht reali-
siert, Alternativen werden nicht entwickelt. Die 
traditionelle Arbeitsschutzorganisation ist faktisch 
aufgelöst. Alles, was Kosten verursachen könnte, 
wird abgelehnt. Als "ganzheitlich" wird die Forde-
rung verkauft, dass Lehrerinnen und Lehrer ihre 
psychischen Belastungen selbst abbauen sollen.  
In Brandenburg sind pro Schulamt 1-2 Betriebs-
ärzte bestellt, die an den Schulen Begehungen 
durchführen. Mittel werden bereitgestellt und die 
Lehrerräte an den Schulen werden einbezogen. 
Hepatitis-Impfungen werden durchgeführt, zu 
psychischen Belastungen gibt es Beratungsgrup-
pen.  

In Sachsen-Anhalt gibt es Arbeitschutzaus-
schüsse an Schulämtern und beim Ministerium, 
allerdings keine gesteuerten Gefährdungsbeurtei-
lungen. In Hamburg beginnt derzeit ein Pilotver-
such an 25 Schulen, die dafür Gesundheitszirkel 
zuerkannt bekommen. In Rheinland-Pfalz wird 
das Arbeitssicherheitsgesetz für die Angestellten 
umgesetzt, in Hessen werden Gefährdungsbeurtei-
lungen ohne die Erhebung psychischer Belastun-
gen durchgeführt. In vielen Ländern übernimmt 
der Arbeitgeber noch immer nicht die Verpflich-
tung das Arbeitsschutzgesetz für die Beamtinnen 
und Beamten im Schuldienst umzusetzen. Zentra-
le Steuerung, ohne die kein Arbeits- und Gesund-
heitsschutzmanagementsystem erarbeitet werden 
kann, findet kaum statt.  

Trotz dieser positiven Situation ist die Ein-
stiegsphase in Baden-Württemberg immer wieder 
mit Verzögerungen und Rückschlägen versehen, 
die sich auch daraus ergeben, dass alle Beteiligten 
mit dem Projekt lernen.  

So wurde die nach langem Hin und Her mit 
den Datenschützern erarbeitete Form der  Rück-
meldungen über psychomentale und –soziale 
Belastungen (Segment 3) in die einzelnen Probe-
schulen und Schulkindergärten im März gefunden 
– erst im Juli gingen die Schreiben an die GHRS-
Schulen hinaus, in einem denkbar ungünstigen 
Zeitraum des Schuljahres. 

Bereits im Herbst 2002 stand die Verlängerung 
der Verträge für B.A.D. und IAS an, erst ein Jahr 
später wurden sie abgeschlossen. In dieser Karenz-
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zeit konnte in den Arbeitsschutzausschüssen noch 
nicht einmal an den Rückmeldungen der Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit gearbeitet werden. 

Die Vergabe der wissenschaftlichen Begleitung 
an die Universität Ulm hatte einen langen Vor-
lauf. Frühestens im Januar 2004  liegen die Ergeb-
nisse vor. Erst danach soll nach dem Willen des 
KM mit einer zentralen Auswertung der Ergebnis-
se begonnen werden, die dann in Beratungen über 
zentrale Maßnahmen münden.  

Die Probephase im GHRS-Bereich war zuerst 
laut Dienstvereinbarung vom 1. 9. 2001 bis zum 
31. 8. 2002 befristet. Wir haben zweimal verlän-
gert – ein gesichertes Ende ist auch im gymnasia-
len und beruflichen Bereich erst 2004 abzusehen. 
Die flächendeckende Umsetzung sollte 2002 be-
ginnen, wir hoffen inzwischen, dass wir im Jahr 
2004 beim Kultusministerium unsere Vorstellun-
gen einbringen können. 

Auch die Checkliste erfuhr in dieser Einstiegs-
phase Veränderungen durch die Erstellung von 
Datenbanken durch den B.A.D., die nicht vorher-
sehbar waren. 

Personalrätinnen und Personalräte, Frauen-
vertreterinnen, Schwerbehindertenvertreter/innen 
– und vor allem Kolleginnen und Kollegen an den 
Schulen, die sich von uns haben gewinnen und 
überzeugen lassen, dass Gefährdungsbeurteilun-
gen und ein Arbeits- und Gesundheitsschutzma-
nagementsystem letztendlich Belastungen vor Ort 
in unserem Beruf abbauen helfen, müssen viel 

Geduld beweisen. Hier sorgt die GEW durch 
jährliche Schulungen und Veranstaltungen vor 
Ort für einen guten Informationsstand. 

Zusätzlich belastend ist, dass die einzelnen 
Schulen bereits seit 1 ½ Jahre auf Rückmeldungen 
zu den durchgeführten Gefährdungsbeurteilungen 
warten und diese nun in einem Zeitraum kom-
men, in dem neue Bildungspläne, Kontingent-
stundentafeln, die Pflicht zur Erarbeitung eigener 
Schulcurricula, immer noch weiter steigende An-
sprüche von außen und eine schlechte Unter-
richtsversorgung die Kollegien wenig motivieren, 
sich konzentriert um ihre Gesundheit zu küm-
mern. Während im sicherheitstechnischen Bereich 
handfeste Maßnahmen zu verfolgen sind, führen 
Belastungen, z.B. in der Arbeitsorganisation zu 
Veränderungsprozessen, die nur in einer gemein-
samen Schulentwicklung das Ziel „gesunde Schu-
le“ erreichen lassen. 

Und dennoch: Grundsätzlich ist Arbeits- und 
Gesundheitsschutz ein beiderseitiges Interesse von 
Beschäftigten und der Arbeitgeberseite. Daher 
verfolgen die GEW und mit ihr die Personalver-
tretungen nachdrücklich und hartnäckig die weite-
re Umsetzung des Arbeitsschutzgesetzes.  

Erst neuerdings hat sich der Landtag mit dem 
Arbeitsschutz auf der Grundlage einer SPD-
Anfrage beschäftigt und das KM verpflichtet, über 
Konsequenzen aus der zentralen Auswertung im 
Landtag zu berichten. 

 

 

Für die flächendeckende Umsetzung eines Arbeits- und Gesundheitsschutzsystems, das der Prävention ver-
pflichtet ist, stellt die GEW folgende Eckpunkte vor: 

Ziel ist die Einrichtung eines Arbeits- und Gesundheitsschutzmanagementsystems. Dazu gehören: 

• Einrichtung einer erweiterten Stabsstelle beim Kultusministerium: Die Stelle, die das KM bei der Umset-
zung berät und ihm Vorschläge unterbreitet, ist bei der Amtspitze angesiedelt. In diese Stabsstelle gehö-
ren eine Betriebsärztin/ein Betriebsarzt, eine Fachkraft für Arbeitssicherheit und ein Organisationspsy-
chologe/eine Organisationspsychologin mit entsprechender Ausstattung (MTA) in Vollzeitbeschäftigung.  

• Für die Aufgaben nach Arbeitssicherheitsgesetz werden ca. 15 entsprechend geschulte Betriebsärzte und 
ca. 15 Fachkräfte für Arbeitssicherheit (nach Klärung der Finanzierung) durch das KM verpflichtet. Die 
Ärzte müssen im Umgang mit Mobbing und Burnout sowie anderen häufig auftretenden Gefährdungen 
geschult sein.  

• Die Schulen können nach Erhebung des eigenen Bedarfs (z.B. durch Gesundheitszirkel) Gefährdungsbe-
urteilungen anfordern. Diese können auch durch die Leitstelle beim KM oder durch das KM bei Vorlie-
gen des Verdachts einer Gefährdung angefordert werden. Kolleginnen und Kollegen können sich direkt 
an die Leitstelle wenden. 

• An jeder Schule ist bei Anforderung einer GBU ein Arbeitsschutzausschuss zu bilden. Für die Arbeit in 
dem Arbeitsschutzausschuss ist eine angemessene zeitliche Freistellung durch Anrechnungsstunden zu 
gewährleisten. 

• Ein Teil der Mittel wird für zentrale Maßnahmen bereitgestellt, die auf der Grundlage der Ergebnisse der 
Einstiegsphase erarbeitet werden, z.B. auch Anlaufstellen für bestimmte Gefährdungen; Supervision etc.  

• Die Finanzierung muss auf der Grundlage der Einsatzzeiten nach GUV 0.5 weiter durch das Land 
sichergestellt sein. Die Eingruppierung der Schulen muss den tatsächlichen Belastungen angepasst 
werden. 



7 

1.2. Krankheiten – eine Frage des Geschlechts 

 
Gesundheit ist nicht geschlechtsneutral. Dies 

beginnt schon damit, dass Frauen gesundheitsbe-
wusster als Männer sind. Sie nehmen Vorsorgeun-
tersuchungen stärker in Anspruch und betreiben 
gezielter Gesundheitsvorsorge. Allerdings wird 
dies bei allen Gesundheitsreformen bisher nicht 
berücksichtigt. Ob es im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz an den Schulen Baden-Württembergs 
zum Thema wird, ist wiederum Aufgabe der 
GEW, der Personal- und Frauenvertretungen.  

Herzinfarkte – bisher eine „männliche“ 
Krankheit – werden in den Lehrbüchern noch 
immer anhand männlicher Symptome beschrie-
ben, Herzinfarkte bei Frauen wurden lange nicht 
rechtzeitig als solche erkannt. Frauen überleben 
sie seltener als Männer (Sterberate bei Frauen 
unter 60 Jahren 28,9 %, bei gleichaltrigen Män-
nern 19,6%). Arzneimittel bei Herzinfarkt werden 
noch heute größtenteils an Männern zwischen 20 
und 40 Jahren getestet. 

Diabetes und Tablettensucht finden sich häu-
figer bei Frauen, Alkoholismus bei Männern. 

Zwei Drittel der vollendeten Selbstmorde wer-
den von Männern unternommen. Bei Frauen 
werden psychische und psychosomatische 
Krankheiten eher erkannt, aber auch eher zuge-
schrieben. Hormonersatztherapien in den Wech-
seljahren sind heute in einer kritischen Diskussi-
on. Ihr Nutzen ist nicht erwiesen. Diese Thera-
pien setzen an einem vermeintlichen Defizit von 
Frauen an, das offensichtlich keines ist.  

Stress und Burnout: Dass Dauerstress Ursache 
für psychische, psychosomatische und somatische 
Krankheiten sein kann, ist in vielfachen Studien 
belegt. Nicht von ungefähr empfiehlt Prof. Bauer 

Supervision und Psychotherapie als Präventions-
maßnahmen. Herz- und Kreislaufkrankheiten, 
Tinnitus, Gelenkerkrankungen bis hin zu bösarti-
gen Tumoren schließt er nicht aus als Folge von 
Dauerstress. Nach Studien von Schaarschmidt 
(Uni Potsdam) und Bauer neigen Frauen in deut-
lich höherem Prozentsatz zu Burnout.  

Der neueste Forschungsbericht von Schönwäl-
der u.a. stellt fest, dass sich Lehrerschelte und 
Anfeindungen von außen belastend auf so gut wie 
alle Lehrerinnen und Lehrer auswirken. Schlechtes 
Image in der Öffentlichkeit könnte in Verbindung 
mit behördlichem Druck zu resignativem Rückzug 
führen.  

Fazit: Frauen gehen öfter zum Arzt, verbrau-
chen mehr, aber billigere Arzneimittel als Männer, 
werden schlechter medizinisch versorgt und leben 
länger! Frauen brauchen also keinen gesonderten 
Arbeits- und Gesundheitsschutz an Schulen, aller-
dings müssen die Gesundheitsgefahren für Frauen 
und Männer geschlechtsspezifisch bewusster als 
bisher wahrgenommen und analysiert werden 
sowie in adäquate Maßnahmen einfließen. Dies 
drängt sich z.B. bei der Prävention von Stress und 
Burnout sowie Mobbing geradezu auf. Aufgabe 
der Personalräte zusammen mit den 
Frauenvertreterinnen ist es, genau hinzuschauen 
und das Thema zur Sprache zu bringen. Zu den 
Grundwerten der EU-Verfassung (Entwurf) gehört 
der Artikel III-2, in dem festgehalten ist: „Bei allen 
(...) Maßnahmen wirkt die Union darauf hin, dass 
Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen 
beseitigt werden und die Gleichstellung von 
Männern und Frauen gefördert wird.“ Dies gilt 
natürlich auch für die Gesundheitsprävention.  

 
 
 

Der Toolbox 1.0 der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin entnommene Definition für die 
Begriffe Psychische Belastung und Beanspruchung in DIN EN ISO 10075 – Teil 2 (2001): 

 

Psychische Belastung 

Die Gesamtheit aller erfassbaren Einflüsse, die von außen auf den Menschen zukommen und psychisch 
auf ihn einwirken. 

Psychische Beanspruchung 

Die unmittelbare (nicht die langfristige) Auswirkung psychischer Belastungen im Individuum in Abhängig-
keit von seinen jeweiligen überdauernden und augenblicklichen Voraussetzungen einschließlich der indi-
viduellen Bewältigungsstrategien. 
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2. Mögliche Gefährdungen und ihre Bearbeitung 

2.1. Gefährdung und Bewahrung der Lehrergesundheit: Wie sich Lehrkräfte vor 
Stress und Burnout schützen können (Dr. Joachim Bauer) 

 

Wann wird aus beruflicher  
Beanspruchung ein "Burnout-Syndrom" 

Der Begriff des "Burnout-Syndroms" wurde 
1974 vom New Yorker Arzt und Psychotherapeu-
ten Herbert J. Freudenberger geprägt (1,2). Freu-
denberger beschrieb damit eine Situation, die ihm 
bei Personen aufgefallen war, die langjährig im 
Bereich der sogenannten Humandienstleistungen 
beschäftigt waren. Nachdem sie bewusst Berufe 
mit einem hohen sozialen Ethos gewählt und 
jahrelang aufopferungsvoll Dienst getan hatten, 
zeigte, so beobachtete Freudenberger, ein erhebli-
cher Teil von Sozialarbeitern, Krankenschwestern 
oder Ärzten einen plötzlichen Wandel in der 
inneren Einstellung zum eigenen Beruf.  

Dieser Wandel in der inneren Einstellung zum 
Beruf, so erkannte Freudenberger, war mehr als 
ein "Nicht-mehr-Können", mehr als Erschöpfung, 
sonst hätte es auch keiner neuen Namensgebung 
bedurft. Das eigentliche und markante Kennzei-
chen, welches das "Burnout-Syndrom" von der 
Erschöpfung oder Depression unterschied, war für 
Freudenberger eine ausgeprägte innere Abneigung 
und Geringschätzung gegenüber dem eigenen 
Beruf sowie ein - auch für die Betroffenen selbst - 
manchmal geradezu erschreckender Widerwillen 
gegenüber den Menschen, für die man beruflich 
arbeitete.  

Was das Burnout-Syndrom von ansonsten 
durchaus ähnlichen gesundheitlichen Störungen 
wie Erschöpfung oder Depression unterscheidet, 
sind also vor allem die beiden zuletzt genannten 
der nachfolgend aufgeführten drei Faktoren, die 
heute als charakteristisch für das Burnout-
Syndrom angesehen werden: 1. Psychophysische 
Erschöpfung (in der englischen Fachliteratur: 
exhaustion); 2. Geringschätzung und verminderte 
Effektivität der eigenen Arbeit (low personal ac-
complishment) und 3. Desinteresse, Widerwillen 
oder Zynismus gegenüber der eigenen beruflichen 
Klientel (depersonalisation). 

Umfangreiche Untersuchungen zeigen, dass 
Burnout durch zwei Hauptfaktoren begünstigt 
wird: 1. Eine besondere Gefährdung entwickelt 
sich überall dort, wo Menschen unter - meist ho-
hem -  persönlichen Einsatz Dienst für andere 
Menschen leisten, wo für die Diensttuenden aber 
nicht zu erkennen ist, inwieweit die geleistete 
Arbeit zu guten Ergebnissen oder zu Anerken-
nung führt. Aus einer Situation, bei der durch 

geleistete Arbeit viel gegeben wird, zugleich aber 
keine Rückmeldungen über irgendeine Art von 
Erfolg kommen, ergibt sich über kurz oder lang 
eine "Gratifikationskrise" (3). 2. Ein zweiter, Bur-
nout begünstigender Faktor sind Arbeitsverhält-
nisse, die in der englischen Fachliteratur als "high 
demand - low influence" - Situation beschrieben 
wurden, also Arbeitsplätze, die durch hohe Ar-
beitsbelastung und nur geringe eigene Gestal-
tungsmöglichkeit charakterisiert sind. Neben die-
sen beiden Hauptfaktoren spielen aber auch per-
sönliche Risikofaktoren eine bedeutsame Rolle 
(siehe dazu unten). 

 

 

Die besondere Gefährdung des  
Lehrerberufs 

Schulische Lehrkräfte üben einen Human- 
Dienstleistungs-Beruf par excellence aus. Nur in 
wenigen anderen Berufen ist die Arbeit so weitge-
hend in interpersonelle Prozesse eingebunden wie 
beim Lehrerberuf (4). Anders als bei Juristen oder 
Verwaltungsangestellten sind nicht Unterlagen 
oder Akten der zentrale Gegenstand der Arbeit. 
Im Gegensatz zum produzierenden Gewerbe und 
zu vielen Bereichen des Handels geht es hier auch 
nicht um den Umgang mit Apparaten oder Wa-
ren.  

Nahezu alles, was Lehrer tun, um Schüler zu 
unterrichten, ist in zwischenmenschliche Bezie-
hungen eingebunden. Dabei geht es nicht nur um 
die Beziehung zu den Schülern selbst, sondern 
ebenso um die Beziehung zu Eltern, aber auch zu 
Kollegen und zur Schulleitung. Lehrer suchen sich 
ihre Klientel bekanntlich nicht aus. Sie haben 
auch keine Möglichkeit ihre Klientel zu entlassen, 
selbst dann nicht, wenn die Bemühungen des 
Lehrers mit Desinteresse, Ablehnung oder De-
struktion beantwortet werden. Lehrerinnen und 
Lehrer müssen nicht nur Lernstoff aufbereiten, sie 
sollen ihn vermitteln. Dies ist nur dadurch mög-
lich, dass sie Beziehungen gestalten, und zwar mit 
einer Klientel, die in den letzten Jahren eher 
schwieriger geworden ist. Destruktives Schülerver-
halten wird, wie auch unsere eigene Studie zeigte, 
von Lehrkräften als größter zwischenmenschlicher 
Belastungsfaktor eingeschätzt.  

Lehrer zu sein ist ein Beruf, bei dem also nicht 
nur die Beherrschung des zu unterrichtenden 
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Stoffes, sondern die Gestaltung guter zwischen-
menschlicher Beziehung einen kritischen Faktor 
für den beruflichen Erfolg darstellt. Durch diesen 
Umstand, kommen besondere gesundheitliche 
Aspekte ins Spiel. Unabhängig davon, ob wir dies 
wollen oder nicht, wird der Zustand unserer zwi-
schenmenschlichen Beziehungen durch Wahr-
nehmungssysteme unserer Psyche und unseres 
Gehirns registriert. Anhaltende, durch eigene 
Bemühungen nicht abzustellende Störungen in 
zwischenmenschlichen Beziehungen bedeuten für 
den Organismus "uncontrollable stress" (so die 
Fachbezeichnung), durch welchen körpereigene 
biologische Alarmsysteme aktiviert werden (1). 
Dies kann psychosomatische Erkrankungen nach 
sich ziehen, u. a. Störungen des Schlafes, bei Herz 
und Kreislauf, bei Magen- und Darmfunktionen 
sowie beim Immunsystem. Tatsächlich sind Ge-
sundheitsstörungen aus dem Bereich der psycho-
somatischen Medizin die absolut führenden Ursa-
chen für die seit Jahren außerordentlich hohen 
Raten vorzeitiger Zurruhesetzung von Lehrkräften 
wegen Dienstunfähigkeit (5).  

 

 

 

Möglichkeiten von Lehrerinnen und 
Lehrern, Burnout-Prävention zu  
betreiben  

Im Verlauf unseres inzwischen mehrjährigen 
Präventionsprojektes zeigte sich, dass ein Teil von 
Lehrerinnen und Lehrer bei persönlichen Einstel-
lungen, aber auch bei der Gestaltung von Bezie-
hungen Merkmale aufweisen, die Burnout begüns-
tigen. Unter vielen maßgeblichen Gesichtspunk-
ten seien nachfolgend drei Aspekte, auf die ein-
zelne Lehrkräfte persönlich besonders achten 

können, besonders betont. Bereits hier jedoch ein 
wichtiger Hinweis: Die persönliche Realisierung 
der nachfolgend genannten Aspekte kann nur 
dann gelingen, wenn von Seiten des Gesamtkolle-
giums und der Schulleitung entsprechende Vor-
aussetzungen vorhanden sind, insbesondere was 
die Kollegialität und soziale Unterstützung der 
Lehrerinnen und Lehrer untereinander betrifft 
(siehe dazu weiter unten).  

Authentizität statt "identitätslose Unangreif-
barkeit". Viele Lehrkräfte haben sich, nicht zu-
letzt unter dem Eindruck negativer Beobachtun-
gen oder eigener negativer Erfahrungen, im Unter-
richt aus der aktiven Gestaltung eines vitalen und 
motivationssteigernden Beziehungsgeschehens mit 
ihren Schülern zurückgezogen. Bei vielen Lehr-
kräften besteht Unsicherheit darüber, inwieweit 
die Lehrerrolle ein Auftreten mit persönlicher 
Identität zulässt und inwieweit sich daraus die 
Gefahr erhöhter Angreifbarkeit ergibt (nicht nur 
seitens der Schüler oder Eltern, sondern auch 
durch Kollegen!). Lehrer, die sich auf die Position 
einer "identitätslosen Unangreifbarkeit" zurückge-

zogen haben, können mit ihren Schülern kein 
Beziehungsgeschehen mehr gestalten und verge-
ben damit wertvolle Wirksamkeitspotentiale. Per-
sönliche Identität zu zeigen, heißt, als Lehrer auch 
persönlich ein Stück weit erkennbar zu werden, 
nicht nur in der positiven Gestaltung eines guten 
Unterrichtsklimas, sondern auch dann, wenn 
inakzeptables Verhalten - begleitet von einer über-
zeugenden Argumentation - klar konfrontiert 
werden muss.  

Innere Distanzierungsfähigkeit: Ich bin 
nicht identisch mit der Schule. Wie sich nicht 
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nur in unserer praktischen Arbeit, sondern auch in 
einer von uns durchgeführten Untersuchung zeig-
te, ist bei einer maßgeblichen Untergruppe der 
Lehrerinnen und Lehrer eine persönliche Haltung 
der Überidentifizierung mit dem schulischen 
Geschehen feststellbar. Viele Lehrkräfte fühlen 
sich aufgrund eines übersteigerten Verantwor-
tungsgefühls bei jedem negativen Vorkommnis im 
schulischen Alltag persönlich in Frage gestellt, z. 
B. auch dann, wenn es um Disziplinlosigkeiten 
oder um schlechte Leistungen ihrer Schüler geht. 
Der unbewusste innere Monolog lautet hier "Ich 
bin die Schule, ich bin für alles verantwortlich, ich 
muss immer für alle(s) da sein".  

Gerade in einem Beruf mit derart hoher per-
sönlicher Involvierung ist es überlebenswichtig, 
sich innerlich zu vergegenwärtigen und auch nach 
außen deutlich zu machen, dass ich als Lehrerin 
oder Lehrer für die Schule und die Schüler nicht 
mehr tun kann als einen klar begrenzten Service 
(oder "Dienst") zu erbringen. Viele Lehrkräfte 
haben die Fähigkeit verloren, sich nach Abschluss 
ihres Tagespensums innerlich von ihren schuli-
schen Aufgaben zu distanzieren. Aufgrund dessen 
können sie sich nach der Arbeit weder passiv noch 
aktiv erholen. Besonders solche Lehrerinnen und 
Lehrer sollten - dies gilt aber prinzipiell für alle 
Lehrkräfte - zu Hause darauf achten, den häusli-
che Arbeitsplatz und den privaten Wohnbereich 
räumlich und zeitlich klar voneinander abzugren-
zen. 

Offensive Einforderung von Elternverant-
wortung anstatt Vermeidungsstrategien. Neben 
der Beziehung zu den Schülerinnen und Schülern 
wird auch das Verhältnis zu Eltern von Lehrerin-
nen und Lehren häufig zu wenig aktiv gestaltet. 
Auch hier sind es oft negative Erfahrungen, die 
bei Lehrkräften zu vermeidenden oder resignati-
ven Einstellungen geführt haben. Ermuntert 
durch lehrerfeindliche Polemiken aus Politiker-
mund gefallen sich viele Eltern derzeit in einer 
oppositionellen Einstellung zur Schule und sehen 
nicht, dass sie ihren Kindern damit einen Bären-
dienst erweisen. Gerade deshalb aber sollten Leh-
rerinnen und Lehrer dort, wo erziehende El-
tern(teile) vorhanden sind, weitaus offensiver auf 
Eltern zugehen als dies an den meisten Schulen 
geschieht. Lehrerinnen und Lehrer, die sich bei 
Elternabenden möglichst rasch wieder davonma-
chen (wobei sie, um dies zu erreichen, oft die 
Klasse loben, obwohl Probleme anzusprechen 
wären), vertun eine wichtige Chance. Eltern, die 
engagierten Unterricht verlangen, die der Lehrerin 
bzw. dem Lehrer aber sofort in die Arme fallen, 
wenn eine Lehrkraft sich z. B. mit dem problema-
tischen Verhalten eines Schülers/einer Schülerin 
ernsthaft auseinandersetzt, müssen gestellt und in 
die Mitverantwortung einbezogen werden. Es 
kann notwendig sein, in diesem Punkt auch ein-

mal einen Konflikt durchzustehen (wobei hier die 
Solidarität der Lehrkräfte untereinander von über-
ragender Bedeutung ist; siehe dazu unten).  

Auch außerhalb der Elternsprechtage und El-
ternabende ist Elternverantwortung aktiv einzu-
fordern, besonders dort, wo Kinder Störungen 
zeigen, welche die Hinzuziehung eines Kinderarz-
tes oder Kinderpsychologen nahe legen. Medizini-
sche Studien zeigen, dass die Hälfte der Schulkin-
der gesundheitliche Probleme haben, 15% weisen 
eine behandlungsbedürftige psychische Störung 
auf. Wenn Lehrkräfte dies ansprechen, besteht die 
von Eltern eingeschlagene Strategie i. d. R. in 
einer Verleugnung des Problems. Dies darf jedoch 
nicht das Ende des Bemühens seitens der Lehr-
kraft sein. Vielmehr sollte gerade dann nachgehakt 
werden, z. B. dadurch, dass man die Eltern zu 
einem zweiten Gespräch einbestellt und nun zu-
sammen mit einem Lehrerkollegen oder mit ei-
nem Vertreter der Schulleitung mit Nachdruck 
deutlich macht, was geboten ist.  

 

 

Was kann das Gesamtkollegium und 
die Schulleitung gegen beruflichen  
Verschleiß tun? 

Spaltungen erkennen und abwehren. Sich 
von seinen Kolleginnen und Kollegen unterstützt 
zu wissen, ist alles andere als verzichtbare Folklo-
re, sondern - wie Studien aus der Stressforschung 
klar zeigen - ein erstrangiger Gesundheitsfaktor 
(1,2). Fast jede Schule kämpft mit erheblichen 
Spaltungstendenzen innerhalb des Kollegiums. 
Dies entspricht nicht nur den Beobachtungen, die 
meine Arbeitsgruppe im Verlauf der letzten Jahre 
gemacht hat. Es wird auch von Lehrerinnen und 
Lehrern selbst so empfunden und z. T. heftig 
beklagt. Allerdings beginnen auch jene Lehrerin-
nen und Lehrer, die diese Klage anstimmen, das 
Gespräch über Fragen der Schule gerne damit, 
dass sie sich zunächst heftig von dieser oder jener 
Sorte von KollegInnen distanzieren, welche dieses 
oder jenes "unmögliche" Verhalten an den Tag 
legen! In ihrem Erziehungsstil liberal agierende 
Lehrkräfte schimpfen z. B. über die nach ihrer 
Meinung zu autoritären Kolleginnen und Kolle-
gen und ebenso umgekehrt. Hier zeigt sich ein 
Hauptproblem des Berufsstandes, nämlich eine 
unprofessionelle Einstellung basierend auf der 
unbewusst gehegten Überzeugung, 1. dass Lehre-
rinnen und Lehrer optimal sein müssten und 2. 
dass nur diejenigen gute Lehrer sind, die so arbei-
ten wie man selbst. 

Wenige Berufsgruppen sind von derart vielen 
Spaltungsversuchen betroffen wie schulischen 
Lehrkräfte. Klagen von Eltern oder Schülern, 
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herangetragen an Lehrerkolleginnen und -
kollegen, an die Schulleitung oder an die (Ober-) 
Schulämter gehören zum Schulalltag. Wo ist die 
Schule, die mit solchen Klagen im Rahmen einer 
vorgegebenen, geordneten Prozedur in konstrukti-
ver Weise umgeht (z. B. indem die Klage dankend 
aber ansonsten kommentarlos entgegengenom-
men und an ein kleines, dafür extra gebildetes 
Gremium weitergegeben wird)? Statt dessen pas-
sieren bereits bei der ersten spontanen Reaktion, 
welche die Angesprochenen gegenüber den kla-
genden Schüler oder Eltern zeigen, verheerende 
Fehler (meist ohne dass es den Beteiligten bewusst 
wird). Meist reichen diskreteste Signale aus (i. d. 
S., dass man die Klage ja nur zu gut verstehe und 
dass man mit dem beklagten Lehrer ja auch selbst 
so seine Probleme habe etc.), um üble und lang 
anhaltende Spaltungen zu induzieren bzw. zu 
befestigen, die einem Lehrer nach dem anderen 
die soziale Unterstützung entziehen. 

Ein besonderes Spaltungspotential entwickelt 
sich in Kollegien nach der Erfahrung, die wir im 
Rahmen unserer Schulprojekte gemacht haben, 
gerne zwischen zwei spezifischen Untergruppen 
von Lehrkräften. Einer Gruppe sehr engagierter 
und mit der Schule stark identifizierter Lehrkräfte 
("Typ A" nach Schaarschmidt) steht eine zweite 
Gruppe von Lehrkräften gegenüber, welche nicht 
nur die Dominanz und den gnadenlosen Perfekti-
onismus der "Typ A"- Kollegen fürchten, sondern 
auch den Verschleiß, den diese Typ A- Kollegen 
erleiden. Diese zweite Gruppe ("Typ S"- Kollegen 
nach Schaarschmidt) verrichtet zwar gewissenhaft 
ihren Unterricht, hält sich mit einem darüber 
hinaus gehenden Engagement aber zurück.  Wäh-
rend die "Typ S"- Kollegen an den "Typ A"- Kol-
legen Dominanz und Perfektionismus beklagen, 
fühlen sich die "Typ A"- Kollegen von den "Typ 
S"- Kollegen, die sie als faul erleben, im Stich 
gelassen.  

Die Rolle der Schulleitung. Die Schullei-
tungsebene sollte eine explizit erarbeitete Schul-
kultur auf den Weg bringen, zu deren Grundlagen 
die Akzeptierung der Tatsache gehört, dass Lehre-
rinnen und Lehrer, je nach persönlicher Art der 
einzelnen Lehrkraft, ihren Beruf in individuell 
unterschiedlich akzentuierter Weise ausüben kön-
nen. Innerhalb des Rahmens, den die Gesetze, die 
Gebote des gegenseitigen Respekts und der Men-
schenwürde setzen, müssen Lehrerinnen und 
Lehrer persönliche Identität zeigen dürfen. Sie 
können dies nur tun, wenn sie den Rückhalt auch 
jener Kolleginnen und Kollegen hinter sich wis-
sen, die einen evtl. anderen Lehrstil favorisieren. 
Dies deutlich zu machen und dafür immer wieder 
neu zu werben, ist eine der Aufgaben der Schullei-
tungsebene.  

Ebenso wichtig ist es, dass die Schulleitung ge-
ordnete Prozeduren vorgibt und einhält, wie mit 
von außen kommenden Klagen über einzelne 
Lehrkräfte umzugehen ist. Von überragender Be-
deutung ist, dass von außen angesprochene Kolle-
ginnen oder Kollegen der klagenden Seite nicht 
dadurch entgegenkommen, dass eine insgeheime, 
versteckte oder gar eine offene Zustimmung signa-
lisiert wird. Kritik ist dankend und ohne jede Be-
wertung entgegenzunehmen, muss aber aus-
schließlich intern und in einer konstruktiven Wei-
se umgesetzt werden. Dafür geeignete und allseits 
akzeptierte Prozeduren zu schaffen, ist Aufgabe 
der Schulleitung.  

Last not least kann die Schulleitung schlafende 
Potentiale innerhalb der "Typ S"- Kollegen mobi-
lisieren, wenn sie zwischen der "Typ A"- und "Typ 
S"- Gruppe moderiert. Die "Typ A"- Gruppe, die 
mittelfristig vom Burnout bedroht ist, sollte dabei 
eher in Richtung einer Schonung ihrer Reserven 
sowie einer größeren Toleranz gegenüber weniger 
engagierten Kollegen moderiert werden. Völlig 
kontraproduktiv und ohne jeden Sinn für Nach-
haltigkeit agieren Schulleitungen, die der verständ-
lichen Versuchung nachgeben, dem Kollegium 
"Typ A"- Kollegen als den Typus des idealen Leh-
rers vorzuhalten. Die "Typ S"- Kollegen sollten 
von der Leitungsebene dahingehend moderiert 
werden, dass sie das Angebot erhalten, im Falle 
eines stärkeren Engagements gegenüber den oft 
perfektionistischen Ansprüchen der "Typ A"- 
Kollegen in Schutz genommen zu werden. 

 

 

Präventive Hilfestellungen  und Anlauf-
stellen bei bereits eingetretener  
gesundheitlicher Schädigung 

Präventive Hilfestellungen: Supervisions- 
oder Coachinggruppen. Solche Gruppen bieten 
die Möglichkeit, im Vorfeld, d. h. vor Beginn 
einer gesundheitlichen Problematik, dysfunktiona-
le Einstellungen und problematische gruppendy-
namische Entwicklungen (z. B. nicht erkannte 
Spaltungen) zu erkennen und zu bearbeiten. Su-
pervision- und Coachinggruppen können von 10-
15 Lehrern selbst gebildet werden. Es empfiehlt 
sich, zur Moderation eine externe Fachkraft, op-
timaler Weise einen erfahrenen Psychotherapeu-
ten oder eine erfahrene Psychotherapeutin zu 
engagieren. Eine Sitzungsfrequenz von 1 bis 2 mal 
pro Monat für jeweils eine Doppelstunde ist nach 
unserer Erfahrung ausreichend. Es erscheint sinn-
voll, die Dauer von vorne herein auf etwa 1 Jahr 
zu begrenzen. Die Moderatoren einer solchen 
Gruppe haben darauf zu achten, dass nicht Inte-
ressen von Einzelgruppen innerhalb der Schule 
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gegeneinander ausgespielt und zugespitzt werden. 
Ziel muss es vielmehr sein, die Schule als Gesamt-
system im Auge zu behalten. 

Hilfe für Kolleginnen und Kollegen mit ge-
sundheitlichen Problemen. Kolleginnen und 
Kollegen, die bereits organisch abgeklärte psycho-
somatische Störungen aufweisen (Schlafstörungen, 
Schwindelsymptome, Depression, Angst, Herz- 
Kreislaufprobleme, Magen- Darmbeschwerden, 
Schmerzsymptome), sollten psychotherapeuti-
schen Rat aufsuchen. Initial, d. h. vor Einleitung 
einer ambulanten Psychotherapie, kann ein drei- 
bis sechswöchiger stationärer Aufenthalt in einer 
psychosomatischen Fachklinik sinnvoll sein. Von 
unspezifischen Kuren in Kliniken, die keine psy-

chosomatischen Fachkliniken sind, ist abzuraten. 
Geeignet sind nur solche Kliniken, die neben 
einem Einzelgesprächsangebot (2x wö.) und 
Gruppenarbeit (2x wö.) auch nichtverbale Thera-
pieverfahren anbieten, insbesondere Konzentrati-
ve Bewegungstherapie KBT (mindestens 1x wö.) 
sowie Musik- oder Kunsttherapie (jeweils mindes-
tens 1x wö.). Zusätzlich sollten Möglichkeiten zu 
Krankengymnastik und zur Einübung meditativer 
Verfahren gegeben sein. Man sollte sich nicht 
scheuen, bei der Auswahl der geeigneten Klinik 
die in Frage kommenden Einrichtungen anzuru-
fen und das Therapieangebot inklusive Therapie-
dosis konkret zu erfragen. 

 

 

 

Anlaufstellen in Baden-Württemberg mit Spezialerfahrung bei Burnout im Lehrerberuf 
(von hier aus kann auch an Therapeuten vor Ort weitervermittelt werden): 
 
Ambulanz der Abteilung Psychosomatische Medizin 
Uniklinikum Freiburg 
(Prof. Bauer) 
Hauptstrasse 8 
79104 Freiburg 
Tel: (0761) 270 6539 
 

 
Ambulanz der Abteilung Psychosomatische Medizin 
Uniklinikum Ulm 
(Prof. Dahlbender, Prof. Kächele) 
Am Hochsträß 8 
89081 Ulm/Donau  
Tel: (0731) 5025660 
 

 

 

 

Prof. Dr. Joachim Bauer 
Internist und Arzt für Psychosomatische Medizin 
Arzt für Psychiatrie und Psychotherapie 
 
Abteilung Psychosomatische Medizin 
Uniklinikum Freiburg, Hauptstrasse 8,  
79104 Freiburg 
Tel: (0761) 2706539  
 
 
eMail: Joachim_Bauer@psysom.ukl.uni-freiburg.de  
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2.2. Praktische Hilfen bei Mobbing (Dr. Bernd Lindemeier) 

 

1. Was ist Mobbing ? 

Mobbing gibt es, seit es individuelles Leben 
gibt, und Mobbing gibt es von der Wiege bis zur 
Bahre. Von den ersten Erkenntnissen zu gezielten 
Schikanen in der Verhaltensforschung bis zu ak-
tuellen Arbeitsgerichtsurteilen war es ein steiniger 
Weg, bis die letzten Bastionen der Zweifler und 
Ablehner dieses psychosozialen Phänomens gefal-
len sind. 

Mobbing gibt es dort, wo Menschen zusam-
men leben, überwiegend dort, wo sie zusammen 
arbeiten. Besonders häufig kommt Mobbing in 
Institutionen vor, die an und mit Menschen arbei-
ten (Krankenhäuser, Schulen). Es entwickelt sich 
aus einem der klassischen Konflikte (Verteilungs-
konflikte, Schlüsselbeispiel: Ungerecht verteilte 
Vertretungsstunden; Rollenkonflikte: Unklare 
Verantwortungsbreiten; Beziehungskonflikte: Die 
gut aussehende effektiv arbeitende „Neue“) und 
bestimmten Rahmenbedingungen, unter denen 
gearbeitet werden muss (personenbezogene 
Merkmale und Eigenschaften, Führungsstil, 
Teamkultur, spezifische Arbeitsstressoren). 

 

 

 

 

2. Wie können Sie Mobbing erkennen ? 

Wird Mobbing vermutet, muss zunächst ge-
klärt werden, ob es sich auch wirklich um diese 
antisoziale Verhaltensstörung handelt. Hierzu 
muss ein Konflikt erkannt werden und es müssen 
die erwähnten bahnenden Rahmenbedingungen 
vorliegen. Nach einschlägigen Gerichtsurteilen 
und aktuellen Mobbing-Definitionen müssen die 
Schikanen regelmäßig (mindestens ein-
mal/Woche) und über einen längeren Zeitraum 
(mindestens ein halbes Jahr) stattfinden. Diese 
strenge Kriterienlage führt leider sehr häufig zu 
einer Unterschätzung des wirklichen Sachverhal-
tes. Also Vorsicht! 

 

 

Zu einer schnellen Orientierung ist folgende 
Checkliste gut geeignet. Wenn mehr als zwei Fra-
gen mit ja zu beantworten sind, ist die Gefahr, 
dass Mobbing vorhanden ist oder entstehen kann, 
sehr groß. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sowohl zur Feststellung eines Konfliktes als 
auch zur Einschätzung der konfliktfördernden 
Rahmenbedingungen haben sich folgende Schlüs-
selfragen bewährt. 

• Sind Verantwortung und Aufgaben in der 
„Mobbing-Szene“ klar definiert ? 

• Gibt es irgendwelche (scheinbar noch so klei-
ne) Veränderungen in der Arbeit ? 

• Sind auffällige Persönlichkeitsmerkmale, Ar-
beitsstile oder Qualifikationsunterschiede 
vorhanden ? 
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Die Auswirkungen von Mobbing sind: 
• Demotivation, Leistungsdefizite, Stimmungs-

schwankungen  

• Nervosität, Verunsicherung, Rückzug, Isolie-
rung 

• Fehlzeiten, Krankmeldungen (psychosomati-
sche Erkrankungen) 

 

 

3. Wer kann handeln, wie kann  
gehandelt werden ? 

Die betroffene Person zunächst einmal selbst. 
Das heißt, dass sie als erstes versuchen muss, mit 
dem Mobber / der Mobberin in Kontakt zu 
kommen, um mit Hilfe noch vorhandener Moral-
ressourcen, die eigenen Schmerzen und  Probleme 
mit der ausgesprochenen Bitte darzustellen, dass 
es so nicht mehr weiter gehen kann. Hier kann die 
Anwendung von sogenannten „Ich-Botschaften“ 
nach Rosenberg eine große Hilfe für beide Partei-
en sein. 

Weiter muss der betroffene Lehrer / die Lehre-
rin Gesprächs- und Hilfsmöglichkeiten suchen z. 
B. bei Personalrat, Frauenbeauftragte, Vorgesetzte, 
Hausarzt, Betriebsarzt, wobei  ein unterschiedli-
cher Kenntnisstand wahrscheinlich ist. Qualifi-
zierte Ansprechstellen sind  lokale „Mobbing-
Telefone“ (soweit noch nicht aus finanziellen 
Gründen abgeschafft), psychosoziale Beratungs-
stellen (z. B. Caritas), Gewerkschaften und Berufs-
verbände, Mobbing-Gruppen der gesetzlichen 
Krankenkassen und entsprechende Seiten im In-
ternet (z. B.: www.mobbing-net.de). 

Auch der Weg einer juristischen Klärung, 
nachdem andere Versuche gescheitert sind, ist 
zunehmend begehbar (fragen Sie vorher an, ob 
einschlägige juristische Erfahrungen vorliegen!). 

Alle Vorgänge müssen dokumentiert werden, 
das erleichtert den Prozess der Konfliktfindung 
und öffnet manchmal doch noch eine Tür zu 
einem klärenden Gespräch zwischen den „Partei-
en“. 

Sogenannte Auszeiten (Krankschreibung, Kur) 
sind kurzfristig wirksam, um Abstand zu gewinnen 
und die Kräfte der Betroffenen wieder zu stärken. 

Eine frühzeitige psychotherapeutische Hilfe 
innerhalb einer Therapiegruppe oder in Einzelthe-
rapie ist unbedingt anzustreben. In den meisten 
langandauernden Fällen ist eine stationäre Be-
handlung in einer psychosomatischen Klinik nö-
tig. 

Passives Verhalten der gemobbten Person (eher 
häufiger) muss durch die Aktivität von Funktions-
personen verändert werden. Die Kolleginnen und 
Kollegen im nahen Umfeld müssen sich „küm-
mern“, müssen auch bereit sein, „hinzusehen“ 
und sich zuwenden. Das Gleiche wird von der 
Personalvertretung / der Frauenvertreterin zu 
erwarten sein und müsste natürlich auch für Vor-
gesetzte  und den Betriebsarzt gelten. Das Ange-
bot einer Begleitung bei Gesprächen oder die 
Mitarbeit bei konfliktlösenden Veränderungen im 
Arbeitsumfeld ist eine wichtige Hilfe. 

Dauerhaft erfolgreiche Hilfe im Sinne eines 
handlungsorientierten Lösungsansatzes kann vor 
allem  das Verfahren der Mediation durch externe, 
absolut „allparteiliche“, speziell geschulte Fachleu-
te darstellen, wie dies ansatzweise in einigen Un-
ternehmen der freien Wirtschaft bereits mit  Er-
folg und  präventiver Wirkung durchgeführt wird. 

Es muss noch einmal ganz klar gesagt werden, 
dass ohne Kenntnis des Konfliktes und der Rah-
menkonditionen keine Lösung möglich ist. Auch 
nach dem erfolgreichen Gehen dieses ersten 
Schrittes ist es noch ein weiter Weg bis zur Been-
digung des Mobbings, denn es ergeben sich teil-
weise umfangreiche und  teure Veränderungsnot-
wendigkeiten in der Arbeitsorganisation, in der 
Bereitstellung von  Führungsqualifikation und 
Schöpfung einer Teamkultur, die aber im Schul-
terschluss aller an der Aufgabe „Bildung“  Beteilig-
ter erkannt und eingesetzt werden können. 

 

 

4. Was kann Mobbing verhüten ? 

Man kann nur etwas verhüten, was man kennt. 
Deshalb ist es nötig, umfassend über das Thema 
zu informieren und Funktionspersonen  zu schu-
len. 

Dienstvereinbarungen können Mobbing dras-
tisch reduzieren, häufig sogar  ausrotten. Dabei ist 
es wichtig, den Begriff „Mobbing“ nicht explizit in 
der Vereinbarung auszubreiten, sondern die Ver-
einbarung umfassender als ein Instrument zur 
Konfliktregulierung zu gestalten. So kann auch 
eine Vereinbarung zu Suchtverhalten mit integ-
riert werden. 

In diesen „Dienstvereinbarungen zur Verstär-
kung gesundheitssichernder Arbeitsbeziehungen“ 
sollte auch die Möglichkeit zu einer Mediation 
von Konflikten festgelegt werden. Allein schon 
das Wissen, dass diese Chance einer professionel-
len Konfliktlösung sehr direkt besteht, verbessert 
interkollegiale Beziehungen nachhaltig. 
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Vier grundlegende Thesen für eine Betriebsvereinbarung sind:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gesundheitszirkel haben als Instrument einer 
definierten Eigeninitiative (mit gesetzlicher Basis) 
zusammen mit der Personalvertretung und den 
Frauenbeauftragten die große Aufgabe eines 
Wächters und Frühwarnsystems. Sie können und 
sollten sich einbringen in akute Vorkommnisse, 
sie können die Rahmenbedingungen der täglichen 
Arbeit an den Schulen beurteilen oder ihre Cha-
rakterisierung durch spezifische Checklisten (so-
genannte Klima-Checklisten, möglicherweise 
unter Mitarbeit einer engagierten Betriebsmedizin) 
anregen. 

Die Berufung von Mobbing-Beauftragten ist 
durchaus sinnvoll, wenn diese Personen noch 
zusätzliche Aufgaben (z. B. im Rahmen Sucht-
probleme) haben und somit einen Schulverbund 
ganzheitlich überblicken können. Natürlich sind 
solche Funktionen nur mit entsprechender Wei-
terbildung und ausreichendem Zeitumfang sinn-
voll ausführbar. 

Die Organisation der Lehrer(-innen)arbeit mit 
der bewussten Gestaltung von Handlungs-, Ent-
scheidungs- und Zeitspielräumen sowie einer An-
passung der administrativen Gewölbes an dessen 
Dauerbewohner, in kritischen Einzelfällen durch-
geführte Klima-Checks und individuelle Arbeits- 
und Belastungsanalysen sind weitere Faktoren, die 
Mobbing verhindern. 

Das Erlernen, Üben und der mutige Einsatz 
von Kommunikationstechniken sowie gewisser-
maßen als Kittsubstanz die Anregung eines wert-
schätzenden, sich kümmernden Miteinanders 
durch die Schulleiter/innen verkleinern nicht nur 
die Mobbing-Gefahr, sondern vermindern die 
Stressbelastung, verbessern das Selbstwertgefühl 
und die Arbeitszufriedenheit und –motivation 
und haben somit auch präventive Wirkungen auf 
Burnout und Innere Kündigung 

 

 

Dr. Bernd Lindemeier 

FA Arbeitsmedizin, Allgemeinmedizin, Sportmedizin, Psychotherapie. Leiter 
des Referates Arbeitsmedizin und Arbeitspsychologie, Konzeption von Prä-
ventions-Settings im Berufsleben und von Gesundheitsschutz-
Managementsystemen in Unternehmen.  
Mitarbeit in Arbeitskreisen des Hauptverbandes der Berufsgenossenschaften 
und des BMWA. Derzeitiger Arbeitsschwerpunkt: Entwicklung von bran-
chenbezogenen Leitlinien zur betriebsärztlichen Beurteilung psychischer 
Belastungen. 
 
eMail: Bernd.Lindemeier@tiefbau.bgnet.de  

Thesen zur Einbeziehung der Mobbing-Problematik
in Maßnahmen zur Gesundheitsförderung und zum Arbeitsschutz 

1. Der Begriff „Mobbing“ sollte in den Maßnahmen nicht verwendet werden,
da Mobbing nur eine von vielen Ausdrucksformen psychosozialer 
Belastungen ist 

2.    Stressmanagement ist Stressbewältigungs-Strategien vorzuziehen

3. Methoden zur Bewältigung von Misserfolgen in der Arbeit und Methoden zur 
Bewältigung gestörter psychosozialer Beziehungen müssen Bestandteil 
verhaltensorientierter Maßnahmen sein

4. Eine gesundheitsförderliche Arbeits-Kultur (und Institutions-Kultur) muss 
entwickelt und gepflegt werden
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2.3. Belastungen im Unterricht erkennen und abbauen 
        (Dr. Andreas Krause, Prof. Dr. Heinz Schüpbach) 

 
Welche Bedeutung hat das Unterrichtsgeschehen im Kontext von Gefährdungsbeurteilungen 
an Schulen? Mit anderen Worten: Wie wirkt sich die alltägliche Unterrichtsdurchführung auf 
die Lehrerinnen und Lehrer aus? 
 

1. Liegen im Unterricht Gefährdungen 
vor, die die Gesundheit von Lehrern 
und Lehrerinnen beeinträchtigen? 

Wenn Lehrerinnen und Lehrer direkt gefragt 
werden, was an ihrem Beruf besonders beanspru-
chend sei, so dominieren in größeren Untersu-
chungen Hinweise auf zu große Klassen, verhal-
tensauffällige Schülerinnen und Schüler, Lärm 
und ein zu hohes Unterrichtsdeputat. In mehreren 
Untersuchungen sind wir – Arbeits- und Organisa-
tionspsychologen der Universität Freiburg – in 
Kooperationsprojekten mit Schulen den Zusam-
menhängen von Unterricht und Belastung weiter 
auf den Grund gegangen. Dabei streben wir an, 
zwischen den von außen einwirkenden Bedingun-
gen (Belastungen und Ressourcen) und den in der 
arbeitenden Person resultierenden Beanspruchun-
gen zu trennen. Beispielsweise wurden mehr als 
500 Lehrkräfte an 24 Schulen in drei Bundeslän-
dern mittels des Fragebogens zur Arbeitssituation an 
Schulen befragt, um einwirkende Belastungen und 
Ressourcen an Schulen (z.B. Handlungsspielraum, 
materielle Ausstattung, Feedback durch Schullei-
tung, Unterrichtsstörungen) sowie das persönliche 
Befinden (z.B. emotionale Erschöpfung als zentra-
len Bestandteil des Burnout-Syndroms) zu erhe-
ben. Auch wenn zwischen Schulen durchaus Un-
terschiede bestehen, zeigte sich insgesamt ein 
klares Bild: Das angegebene Ausmaß an Unter-
richtsstörungen sowie an Zeitdruck und fehlenden 
Erholungspausen hatte die höchste Vorhersagekraft 
für auftretende emotionale Erschöpfung. Je mehr 
Unterrichtsstörungen auftreten, je mehr Zeitdruck 
und je weniger Erholungspausen bestehen, desto 
stärker wird Erschöpfung von LehrerInnen erlebt.  

Dies belegt: Ein hohes Ausmaß an Unter-
richtsstörungen stellt eine Gefährdung für die 
Gesundheit von Lehrerinnen und Lehrern dar und 
erhöht die Wahrscheinlichkeit des Auftretens 
beispielsweise von Burnout-Symptomen.  

Neben Befragungen sind arbeitswissenschaftli-
che Feinanalysen sinnvoll, die detailliertere Aussa-
gen zu Belastungen im Unterricht erlauben, bei-
spielsweise Schallpegelmessungen. Wir haben ein 
arbeitspsychologisches Beobachtungsinstrument 
(„RHIA-Unterricht“) entwickelt, das die Analyse 
psychischer Belastungen im Unterricht von außen 
und unabhängig vom subjektiven Befinden er-

möglicht. Dazu wird der Unterricht mit zwei Vi-
deokameras aufgenommen und anschließend 
computergestützt von geschulten BeobachterIn-
nen ausgewertet. Wann liegen Belastungen vor? 
Eine zentrale arbeitswissenschaftliche Vorstellung bezieht 
sich auf das Verhältnis von Arbeitsanforderungen und 
den zur Verfügung stehenden Ressourcen. Wenn eine 
Diskrepanz zwischen den Zielen der arbeitenden Person 
und den tatsächlichen Rahmenbedingungen und Mög-
lichkeiten besteht, liegen Belastungen vor, die sich nega-
tiv auf das Befinden der arbeitenden Person auswirken. 
Auf den Unterricht übertragen bedeutet dies: 
Belastende Situationen treten auf, wenn Hinder-
nisse die Zielerreichung der Lehrenden (zeitweise) 
verhindern und keine Möglichkeiten zum effekti-
ven Umgang bestehen. Häufig ist dabei der ko-
operative Prozess zwischen LehrerInnen und 
SchülerInnen gestört. Neben Störungen im Unter-
richtsfluss ist auch Lärm ein wichtiger Einflussfak-
tor.  

Belastende Unterrichtssituationen können von 
außen erkannt und das Belastungsniveau be-
stimmt werden, d.h. eine arbeitswissenschaftliche 
Analyse von Belastungen im Unterricht ist möglich und 
somit können belastungsreiche und –arme Unter-
richtsstunden unterschieden werden. Die Unter-
suchungen belegen: Je höher das von Außenste-
henden ermittelte Belastungsniveau im Unterricht 
war, desto mehr verschlechterte sich auch das 
subjektive Befinden der LehrerInnen.  

Welche Art von Belastungen wurde in den be-
teiligten Haupt-, Realschulen und Gymnasien 
identifiziert? Zu 70% handelte es sich bei den 
Hindernissen um Unterrichtsstörungen (z.B. Ne-
bengespräche, Hineinrufen, mangelnde Mitarbeit, 
Unaufmerksamkeit, vergessene Arbeitsmateria-
lien), auf die die LehrerInnen mit eher kurzen 
Ermahnungen und Hinweisen eingingen, um den 
geplanten Unterricht fortsetzen zu können. Jedes 
einzelne Hindernis hat dabei nur eine geringe 
Bedeutung – die Wirkung geht vielmehr von der 
häufig großen Anzahl in einzelnen Unterrichts-
stunden und über den gesamten Schultag hinweg 
aus. Dies ist gerade dann bedeutsam, wenn ausrei-
chende Erholungspausen fehlen. In der Stressfor-
schung spricht man bei dieser Art von Hindernis-
sen von daily hassles. Wesentlich seltener treten 
schwerwiegende Störungen auf, die mit aggressi-
vem Verhalten gegen andere Personen einherge-
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hen oder die Lehrer-Schüler-Beziehung grundsätz-
lich in Frage stellen. Solche Ereignisse (bis hin zur 
offenen Gewaltanwendung) haben unmittelbar 
schwerwiegende Auswirkungen für die Beteiligten. 
Dennoch sind die Auswirkungen der zahlreichen 
alltäglichen, scheinbar eher kleinen Unterrichts-
störungen für die meisten LehrerInnen letztlich 
von größerer Bedeutung und haben im Verlauf 
des Berufslebens in einem schleichenden Prozess 
schwerwiegende Auswirkungen auf das Wohlbe-
finden und die Motivation. 

 

 

2. Welche Folgen resultieren bei  
Lehrerinnen und Lehrern?  

Welche Folgen resultieren aus Unterrichtsstö-
rungen oder länger andauernder hoher Lautstärke? 
In eigenen Untersuchungen wurde belegt, dass 
eine höhere Anzahl an Belastungen bereits kurz-
fristig nach einzelnen Unterrichtsstunden die Mo-
tivation der Lehrenden senkte und sich das Befin-
den verschlechterte (z.B. nahm die Müdigkeit zu). 
Ferner waren die Pausen zwischen den Unter-
richtsstunden nicht ausreichend, um im Fall von 
vorherigen belastungsreichen Unterrichtsstunden 
die Handlungsbereitschaft wieder komplett herzu-
stellen. Andere bekannte und verbreitete Reaktio-
nen sind: 

• Gefühl der Erschöpfung am Ende des Schul-
tages;  

• Selbstzweifel; Versagensängste und –gefühle 
(„Wieso habe ich meine Klasse nicht im 
Griff?“ „Was denken die Kollegen, wenn sie 
den Lärm aus meinem Klassenzimmer hö-
ren?“); 

• Gefühl der Isolation („Geht es denn nur mir 
so?“); 

• nicht Abschalten können in der Freizeit; 

• ständige Anspannung, fehlende Erholung; 
Schlafstörungen; 

• Gefühl, nicht richtig fertig zu werden und 
eigentlich nie genug Zeit zu haben; 

• Beklemmende Gedanken an die Schule und 
den Unterricht; 

• Belastbarkeit nimmt ab (z.B. geringere Bereit-
schaft, Lärm und Unruhe zu ertragen); 

• Gereiztheit im zwischenmenschlichen Um-
gang; Zynismus gegenüber SchülerInnen; Be-
reitschaft zur Kooperation nimmt ab; 

• neue Versuche im Unterricht scheitern, was 
schließlich zum Abnehmen der Leistungsbe-
reitschaft und –fähigkeit führt;  

• Physiologische und psychosomatische Sym-
ptome (z.B. Tinnitus). 

 

Im ungünstigen Fall entsteht ein langjähriger 
Teufelskreislauf von auftretender Belastung, nega-
tiver Beanspruchung, fehlenden Bewältigungs-
möglichkeiten und der Abnahme der Leistungsfä-
higkeit. Die Aussagen dienstunfähiger Lehrkräfte 
weisen daraufhin, dass hier ein schleichender Prozess 
stattfindet, dessen frühe Anzeichen sowohl für die 
betroffene Lehrkraft als auch für Außenstehende 
schwer festzustellen sind.  

Zu berücksichtigen ist sicherlich auch die be-
sondere Bedeutung von Unterricht im Selbstver-
ständnis von vielen LehrerInnen. Das, was im 
Unterricht passiert, hat besondere Bedeutung für 
die eigene Identität und das Selbstwertgefühl. 

 

 

3. Wie können Belastungen im  
Unterricht festgestellt werden? 

Ein erster Schritt können Selbstbeobachtungen 
sein. Für eine grobe Einschätzung sollen die fol-
genden Aussagen aus dem Fragebogen zur Arbeitssi-
tuation an Schulen dienen. Wenn Sie diesen Aussa-
gen bezüglich des eigenen Unterrichts zustimmen, 
liegt eine Gefährdung für Ihre psychische Ge-
sundheit vor: 

 

• Im Unterricht sind ständig Ermahnungen 
notwendig. 

• Während des Unterrichts treten störende 
Geräusche auf, so dass man sehr laut sprechen 
muss. 

• Ein Teil der SchülerInnen beschäftigt sich mit 
anderen Dingen und stört den Unterricht. 

• Für das Verfolgen fachlicher Ziele bleibt im 
Unterricht zu wenig Zeit. 

• Den SchülerInnen fällt es schwer, sich über 
mehrere Minuten im Unterricht zu konzent-
rieren. 

• Im Unterricht kommt es zu pädagogisch 
wichtigen Ereignissen (z.B. zu Konflikten), auf 
die man jedoch aus Zeitgründen nicht einge-
hen kann. 

 

Für ein besseres Verständnis der Belastungen 
im eigenen Unterricht können Orientierungsfra-
gen bzw. Leitfäden hilfreich sein, die eine syste-
matische Herangehensweise unterstützen und 
beispielsweise die Ermittlung typischer Störungs-
abläufe ermöglichen. Beispielsweise könnten fol-
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gende Fragen zur Einschätzung einzelner Unter-
richtsstunden aufgenommen werden: 

• Welche belastenden Situationen sind aufge-
treten? Beschreiben Sie diese Situation und 
Ihre Reaktion. Was ging der Situation voraus?  

• Wie belastend ist diese Situation gewesen? 
Was ging Ihnen im Unterricht durch den 
Kopf? Welche Gefühle werden bei Ihnen aus-
gelöst? Kommen diese Situationen häufig vor? 

• War Ihre Reaktion erfolgreich? Welche ande-
ren Reaktionen wären denkbar? Wie möchten 
Sie beim nächsten Mal agieren? 

 

Solche Fragenkataloge lassen sich selbstver-
ständlich erweitern und sind auch in verschiede-
nen Ratgebern (wie Lehrer lernen von Reinhold 
Miller) enthalten. Vorteilhaft ist es, dass auf die-
sem Weg möglicherweise bereits Hinweise auf 
Änderungsstrategien abgeleitet werden können. 
Allerdings erscheint eine Beschränkung auf 
Selbstbeobachtungen nicht ratsam, insbesondere 
wenn Sie den Eindruck haben, dass auf diesem 
Weg negative Gefühlszustände und Grübeln ge-
fördert werden.  

Wünschenswert ist der Austausch mit Kolle-
gInnen oder BeraterInnen. Gespräche haben hier 
eine wichtige Klärungsfunktion. In Supervisions-
gruppen oder im Rahmen kollegialer Beratungen 
wird es häufig möglich, schwierige Situationen 
intensiv zu analysieren und besser zu verstehen.  

Gegenseitige Unterrichtsbesuche ermöglichen 
Fremdbeobachtungen und qualifizierte Rück-
meldungen. Im Vorfeld sollten die beteiligten 
LehrerInnen absprechen, worauf besonders geach-
tet werden sollte (z.B. Interaktionen mit bestimm-
ten SchülerInnen). Sinnvoll ist sicherlich der Ein-
satz eines Beobachtungsbogens, um sich (in der 
Beobachterrolle) Notizen machen zu können. Ein 

einfacher Beobachtungsbogen sollte zumindest 
die vier Spalten Zeit, Schüler, Lehrer und Bemer-
kungen enthalten. Im Rahmen des Konstanzer 
Trainingsprogramms werden Tandems gebildet, 
um Fremdbeobachtungen und Gespräche über 
längere Zeiträume zu ermöglichen. 

Besonders eindrücklich sind die Rückmeldun-
gen und Eindrücke, wenn Videoaufnahmen des 
Unterrichts gemacht werden und Lehrer/innen (in 
Begleitung von Kolleginnen und Kollegen) ihre 
eigenen Unterrichtsstunden betrachten.  

Arbeitswissenschaftliche Analysen können 
beispielsweise Schallpegelmessungen oder die 
Erhebung psychophysiologischer Beanspruchun-
gen beinhalten. Hier ist auch das im letzten Ab-
schnitt angesprochene Beobachtungsinstrument 
RHIA-Unterricht einzuordnen.  

 

 

4. Wie kann man die Belastungen im 
Unterricht reduzieren? 

Eine Reduzierung von Belastungen im Unter-
richt kann an verschiedenen Stellen ansetzen. 
Zahlreiche Vorschläge beziehen sich auf lehrer-
orientierte Maßnahmen, d.h. auf die unmittelba-
ren Möglichkeiten der einzelnen Lehrkraft. Die 
Ratgeberliteratur ist sehr umfangreich, als bekann-
te Beispiele genannt seien Unterrichtsstörungen von 
Karlheinz Biller, Lehrer-Schüler-Konferenz von 
Thomas Gordon, Lehrer lösen Konflikte von Georg 
Becker oder Lehrer-Schüler-Konflikte gewaltfrei regeln 
von Kurt Singer. Hans-Peter Nolting gibt in Stö-
rungen in der Schulklasse. Ein Leitfaden zur Vorbeu-
gung und Konfliktlösung einen guten Überblick über 
verschiedene bewährte Konzepte, die hier kurz 
zusammengefasst werden und selbstverständlich 
auch Aspekte beinhalten, die Sie längst kennen.  

 

Möglichkeiten zur Reduzierung von Störungen im Unterricht nach Nolting (2002) 
 
Möglichkeiten  Beschreibung und Beispiele 
Störungsprä-
vention  

Strategien für die alltägliche Klassenführung, die insbesondere das Auftreten der 
„kleineren“ Beeinträchtigungen des normalen Unterrichtsablaufes verhindern sollen  
 

Breite Aktivie-
rung  
 

Möglichst vielen SchülerInnen wird gleichzeitig eine anregende Lernumgebung geboten. 
• Anregende Darbietung (an die Erfahrungen der Schüler anknüpfen; Rätselhaftes ein-

flechten, lebendig sprechen, verschiedene Medien einsetzen; Stimme, Mimik, Gestik 
und Bewegung im Raum gezielt einsetzen etc.) 

• Frageverhalten (bei Fragen sollten sich möglichst viele Schüler angesprochen fühlen; 
nach gestellter Frage Blick wandern lassen und Zeit lassen zum Nachdenken; alle 
Schüler im Laufe der Stunde drannehmen) 

• passende Aufgaben für die jeweilige Unterrichtsmethode (Stillarbeit, Gruppenarbeit) 
verwenden 

• positive Kommentare (präzises Lob mit Hinweis, worauf es sich bezieht) 
 



19 

 
Möglichkeiten  Beschreibung und Beispiele 
Unterrichtsfluss 
herstellen  
 

Reibungslosen Ablauf im Unterricht anstreben, indem auf Handlungen verzichtet wird, 
die für die SchülerInnen eine Unterbrechung des Unterrichts bedeuten. 
• Wartezeiten vermeiden (z.B. beim Austeilen von Arbeitsmaterial) 
• zügiger Wechsel von einer Aktivität zur anderen 
• klare Instruktionen 
• längere Dialoge mit einzelnen Schülern vermeiden 
• Vermeidung eigener Unterbrechungen (z.B. kleinere Störungen ignorieren) 
 

klare Regeln  
 

Regeln sind Erwartungen an das Verhalten in bestimmten Situationen, sollten in den 
Klassen möglichst konkret und eindeutig sein und explizit eingeführt werden.  
• wenige Regeln sind leichter zu behalten 
• möglichst einsichtige Regeln für breite Akzeptanz 
• nicht nur regeln, wie man sich nicht verhalten sollte, sondern auch positiv, wie man 

sich stattdessen verhalten sollte 
• Beteiligung der Schüler bei der Regelerarbeitung 
• frühzeitige Einführung von Regeln 
• eigene Regeln wirklich ernst nehmen 
 

Präsenz- und 
Stoppsignale  

Mittels verbaler und nonverbaler Signale für die Klasse und die einzelnen SchülerInnen 
präsent sein, z.B.: 
• im Klassenraum möglichst günstig stehen, um alles zu überblicken 
• bei Gesprächen mit Einzelnen zwischendurch Blick auf die übrige Klasse richten 
• aufkommende Störungen durch Anblicken, Handbewegung o.ä. „ersticken“ 
• auf einzelne störende Schüler zugehen 
• schwatzende Schüler drannehmen 
• knappe, konkrete Aufforderung mit positiver Formulierung („hör mir zu“) statt nega-

tiver („nicht schwatzen“) 
• positives Bekräftigen 
 

Konfliktinter-
vention 

Möglichkeiten zum Umgang mit Konflikten, die schwerwiegend erscheinen oder 
wiederkehrend sind 
 

Standardreakti-
onen bzw. 
Grundmuster 
von Konflikten 
zur Orientie-
rung heranzie-
hen 

Das Grundmuster verschiedener Konflikte ist ähnlich, so dass bestimmte Verhaltenswei-
sen als „Akutreaktionen“ in sehr unterschiedlichen Situationen herangezogen werden 
können.   
• zur Klärung von Konflikten z.B. Fragen nach dem Geschehen, aktives Zuhören, Ich-

Botschaften, möglichst konkrete Beschreibung des Problems bzw. der Situation (ohne 
Schuldzuweisung) 

• zur Lösung von Konflikten u.a. humorvolle Reaktionen, eigene Vorschläge oder Lö-
sungen von der Klasse suchen lassen 

 
Regeln klarstel-
len 

• Erwartungen für sich selbst klären (Was stört mich als LehrerIn eigentlich genau? Was 
will ich?) und in konkreten Regeln ausdrücken (s.o.) 

 
Anreize für die 
Klasse oder für 
Einzelne  

• Prinzipien der Verhaltensmodifikation (ggf. als „Übergangshilfe“) anwenden (zunächst 
passende Anreize für die jeweilige Klasse oder einzelnen Schüler finden) 

Einzelgespräche 
 

• Einzelgespräche mit Schülern außerhalb des Unterrichts (zunächst Zeit lassen für 
ehrliche Problemklärung und erst anschließend Verhaltensänderung absprechen) 
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Möglichkeiten  Beschreibung und Beispiele 
Klassenorien-
tierte Maß-
nahmen 

Aktive Beteiligung der SchülerInnen an der Problemlösung, um eine gemeinsame 
Lösung zu finden. 

Konstruktives 
Konfliktge-
spräch nach 
Gordon 

Strukturiertes Gespräch zwischen LehrerIn und SchülerInnen: 
1. Definition des Problems 
2. Sammlung möglicher Lösungen 
3. Wertung der Lösungsvorschläge 
4. Entscheidung 
5. Realisierung der Entscheidung 
6. Beurteilung des Erfolgs 

Kooperative 
Methode nach 
Redlich und 
Schley 

Umfassendes Konfliktlösungen als Klassenprojekt: 
1. kooperative Diagnose bzw. gemeinsame Klärung (alle Beteiligten äußern ihre 

Sicht, häufig mittels schriftlicher Befragungen der Schüler) 
2. kooperative Planung (gemeinsame Ziele, Vertrag abschließen etc.) 
3. kooperative Intervention (praktische Umsetzung des Interventionsplans, häufig 

mit Messungen des störenden bzw. gewünschten Verhaltens; Rückmeldung der 
Ergebnisse mit Schaubildern) 

 
Solche Vorschläge können das Handlungsre-

pertoire von Lehrerinnen und Lehrern erhöhen 
und über verbesserte Bewältigungsmöglichkeiten 
indirekt das Belastungsniveau reduzieren. 
Daneben gibt es auch Vorschläge, Belastung und 
Entspannung explizit zu thematisieren. So können 
Entspannungs- und Sammlungsphasen im Unter-
richt integriert und gemeinsam mit den Schüle-
rInnen Übungen durchgeführt werden. Auch der 
Einsatz von Unterrichtsmethoden, die keine stän-
dige Konzentration der Lehrkraft erfordern, wirkt 
sich entlastend aus. Ein anderer Zugang betrifft 
die Klärung des Aufgabenverständnisses. So ist 
bekannt, dass unrealistische Erwartungen und 
idealistisch überhöhte Anspruchshaltungen (nicht 
aber hohes Engagement) stark negative Auswir-
kungen haben. Entsprechend ist es empfehlens-
wert, unrealistische und realistische Unterrichtsan-
sprüche zu reflektieren und zu trennen.  

Die überblicksartig zusammengefassten Tipps 
richten sich in erster Linie an die einzelne Lehr-
kraft, die ihren Unterrichtsstil optimieren und ihr 
persönliches Verhaltensrepertoire erweitern sollte. 
Hier ist nun eine weit verbreitete Einschätzung 
aufzugreifen: Hängen Belastungen im Unterricht in 
erster Linie von der Kompetenz der Lehrkraft (im Um-
gang mit der Klasse) ab? Wenn man dem zustimmt, 
wären Unterrichtsstörungen ein persönliches Prob-
lem der einzelnen Lehrerinnen und Lehrer. Auch 
wenn Kompetenzen, die „Persönlichkeit“, Techni-
ken der Klassenführung und der Unterrichtsstil 
der einzelnen Lehrkraft das Belastungsniveau 
beeinflussen, so ist vor einer einseitigen „Schuld-
zuweisung“ eindringlich zu warnen. Viel verspre-
chender ist eine Sichtweise, die Belastungen im 
Unterricht weniger als individuelles Problem 
einer Lehrkraft betrachtet, sondern als organisa-
torisch beeinflussbare Gefährdung an einer 

Schule (ggf. mit Schwerpunkten in bestimmten 
Jahrgangsstufen oder Klassen). Demnach sind vor 
allem Möglichkeiten zur kollegialen und schul-
bezogenen Intervention zu prüfen. Solche Inter-
ventionen (Verhältnisprävention) können dann 
durchaus die in der Tabelle genannten Aspekte 
(Verhaltensprävention) integrieren. Wesentliche 
Aspekte eines schulbezogenen Blickwinkels sind: 

 

• Die Komplexität des pädagogischen Auftrags 
und des Unterrichtsgeschehens sowie unter-
schiedliche Erwartungen (von SchülerInnen, 
Eltern, Politik etc.) führen zwangsläufig zu 
Unsicherheiten bei Lehrerinnen und Lehrer. 
Persönliche Unsicherheiten sind somit als 
normaler Bestandteil der Lehrertätigkeit anzu-
sehen. Für einen professionellen Umgang mit 
dieser Ambiguität wird kollegialer Austausch 
notwendig, insbesondere um ein gemeinsames 
Verständnis des Auftrags zu entwickeln.  

• Die Organisation von Schulen begünstigt – 
insbesondere bezüglich der Unterrichtsdurch-
führung – die Entwicklung einer Einzelkämp-
ferkultur. Damit werden die möglichen Vor-
teile der sozialen Unterstützung in Kollegien 
systematisch untergraben. Es stellt sich die 
Frage, wie Lehrerinnen und Lehrer einer Schu-
le gemeinsam Belastungen im Unterricht an 
ihrer Schule reduzieren und (soziale) Ressour-
cen aufbauen können. Grundlage für gemein-
same Überlegungen und Aktivitäten sind - 
zumindest in Grundzügen - gemeinsame pä-
dagogische Vorstellungen, gegenseitiges Ver-
trauen und Wertschätzung. Pädagogische Ta-
ge können hier Impulse setzen (z.B. Zu-
kunftswerkstatt). 



21 

• Das Unterrichtsgeschehen und das Lehrer-
handeln sind keine Tabuthemen, sondern Ge-
genstand gemeinsamer Reflexion. Lehrerinnen 
und Lehrer unterhalten sich über das konkrete 
Unterrichtsgeschehen und ermöglichen ge-
genseitige Unterrichtsbesuche. Fallbezogene, 
kollegiale Unterrichtsberatungen werden 
durchgeführt. Praktiziert wird das Austau-
schen von Arbeitsmaterialien, das gemeinsame 
Vorbereiten von Unterrichtseinheiten oder 
Planen spezifischer Projekte. Unterrichtsent-
wicklung wird als Gemeinschaftsaufgabe ver-
standen. Es entsteht eine professionelle Feed-
backkultur, die positive Erfahrungen und Er-
folgserlebnisse ermöglicht.  

 

Wie schätzen Sie Ihre Schule ein? Ist es mög-
lich, sich gegenseitig im Unterricht zu besuchen 
und voneinander zu lernen? Wissen Sie, wie Ihre 
Kollegen unterrichten? Tauschen Sie Unter-
richtsmaterial und Klassenarbeiten aus? Bereiten 
Sie Unterricht gemeinsam vor? Liegen gemeinsa-
me pädagogische Vorstellungen vor, so dass be-
stimmte (Klassen-)Regeln nicht nur bei Ihnen, 
sondern ebenso bei Kollegen gelten? Geben Sie 
sich im Kollegium positive und konkrete Rück-
meldung, so dass Sie über Ihre Stärken Bescheid 
wissen? 

Die angesprochenen Maßnahmen (z.B. Unter-
richtshospitationen) sind in der Regel mit zusätz-
lichem zeitlichem Engagement verbunden. Auch 
wenn Studien und Erfahrungsberichte immer 
wieder die positiven Entlastungsmöglichkeiten 
betonen, müssen die Vorteile jedoch unbedingt 
persönlich erfahren werden. Nur ausprobieren 
und gewinnen eigener positiver Erfahrungen kön-
nen letztlich überzeugen. Ein breit angelegter 
Prozess zur Stärkung der sozialen Ressourcen ist 
im Kontext von Schulentwicklung zu sehen und 
wird in dieser Broschüre getrennt behandelt.  

An dieser Stelle sollen noch zwei Beispiele für 
spezifische Programme angeführt werden. Das 
Konstanzer Trainingsmodell (KTM) hat den Vorteil, 
dass es von zwei Kolleginnen / Kollegen umge-
setzt werden kann und gleichzeitig eine Basis für 
größere Gruppen bietet. Es liegen eine ausführli-
che Standard-Version vor sowie eine kürzere Ba-
sistrainingsvariante KTM kompakt von Winfried 
Humpert und Hans-Dietrich Dann.  

 

Die acht wesentlichen Trainingsschritte sind: 
1. Zwei Lehrer/innen aus einem Schulhaus 

bilden ein Tandem; 
2. Kollegialer Unterrichtsbesuch mit syste-

matischer Beobachtung (Protokoll an-
hand eines Beobachtungsbogens); 

3. Kurzinterview der beobachtenden Lehr-
kraft mit der unterrichtenden Lehrkraft 

zu auffälligen, aggressiven oder störenden 
Unterrichtssituationen, wobei das Unter-
richtsgeschehen rekonstruiert wird (Fra-
gen beruhen auf Trainingsbausteinen des 
KTM); 

4. Erweiterung des Handlungsspielraums 
(für bestimmte Situationen werden neue 
Handlungsmöglichkeiten diskutiert); 

5. Neue Handlungen werden im Unterricht 
ausprobiert; 

6. Ausführliches Auswertungsgespräch (Hat 
es geklappt?); 

7. Wechsel der Rollen in den Tandems (in 
vertauschten Rollen werden die Schritte 2 
bis 6 wiederholt); 

8. Integration von Tandems in Trainings-
gruppen (professionelle, begleitende 
Betreuung mehrerer Tandems aus einer 
Region). 

 

Unsere Abteilung erprobt derzeitig ein Kon-
zept zur fallbezogenen, videounterstützten Unterrichts-
beratung, das explizit zur Reduzierung psychischer 
Belastungen im Unterricht beitragen soll. Dazu 
finden sich sechs bis acht Kolleginnen und Kolle-
gen einer Schule zu einer Gruppe zusammen. In 
einem ersten Schritt werden einzelne Unterrichts-
stunden aller beteiligten KollegInnen mit Video-
kameras aufgezeichnet. Die Videomitschnitte 
werden dann hinsichtlich des Belastungsniveaus 
analysiert (mit dem Beobachtungsverfahren 
RHIA-Unterricht) und belastende Sequenzen für 
die gemeinsamen Sitzungen ausgewählt. In den 
einzelnen Sitzungen wird dann die Unterrichts-
stunde jeweils eines Kollegen vorgestellt und der 
ausgewählte Unterrichtsmitschnitt gemeinsam 
betrachtet. Die Mitglieder können dann Informa-
tionsfragen stellen und ihre Wahrnehmungen 
äußern. Die weiteren Schritte entsprechen typi-
schen Problemlösekreisen (Ursachenvermutungen; 
Lösungsversuche finden; Bewerten der Hand-
lungsmöglichkeiten). Die ersten Erfahrungen mit 
diesem Konzept weisen daraufhin, dass der Ein-
satz von Videomitschnitten als Unterstützung der 
fallbezogenen Unterrichtsberatung zusätzlichen 
Nutzen bringt.  

 

 

5. Welches Vorgehen ist im Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilungen  
erstrebenswert? 

Grundlage jeder Intervention ist eine schulspe-
zifische Diagnose: Liegen an einer Schule Gefähr-
dungen im Unterricht vor? Wenn Arbeitsmedizi-
nerInnen, die Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
bzw. der Arbeitsschutzausschuss Belastungen im 
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Unterricht als Gefährdung an einer Schule erken-
nen, sind gemäß Arbeitsschutzgesetz Maßnahmen 
abzuleiten. Ggf. wird es notwendig, an einzelnen 
Schulen zusätzliche Feinanalysen (wie Schallpe-
gelmessungen) einzufordern und durchzuführen. 
Mögliche Maßnahmen sollten unter Beteiligung 
der Schulen erörtert und ausgewählt werden. Die 
Maßnahmenumsetzung setzt stets Ressourcenein-
satz voraus: Entweder es werden Ressourcen von 
außen zur Verfügung gestellt (z.B. Supervisions-
angebote; zusätzliche Sprachkurse für SchülerIn-
nen mit Schwierigkeiten in der deutschen Spra-
che) oder in der Schule und im Kollegium können 
Ressourcen intern genutzt bzw. ausgebaut werden 
(z.B. kollegiale Unterrichtsberatung; Austausch 
von Arbeitsmaterialien). Einzelne Maßnahmen 
können externe und interne Ressourcen verknüp-
fen (z.B. Möglichkeit, einzelne schwierige Klassen 
zu zweit zu unterrichten).  

• Schulexterne Ressourcen einfordern: Arbeits-
schutzausschüssen stellt sich die Frage, ob 
bzw. welche zusätzlichen Ressourcen an der 
Schule für die Beseitigung der diagnostizierten 
Gefährdung genutzt werden können – und si-
cherlich stellen sich hier finanzielle Fragen 
und Möglichkeiten (z.B. Finanzierung von 
Supervision).  

• Schulinterne Ressourcen nutzen/ausbauen: Der 
Ausbau schulinterner Ressourcen zur Redu-
zierung der Belastungen im Unterricht kann 
bei der Stärkung der sozialen Unterstützung 
ansetzen: Sind Belastungen im Unterricht und 
Störungen ein Tabuthema im Kollegium? Ist 

ein Teil des Kollegiums interessiert an der 
Thematisierung des Unterrichtsgeschehens, an 
gegenseitigen Unterrichtsbesuchen o.ä.? 
Wenn eine Schule sich zur stärkeren Nutzung 
der sozialen Ressourcen entschließt, so stellt 
sich allerdings durchaus die Frage nach den 
notwendigen Ressourcen: Soll ein pädagogi-
scher Tag als Startschuss für Aktivitäten ge-
nutzt werden? Sollten bestimmte Fortbil-
dungsangebote genutzt werden? Ist die Unter-
stützung von professionellen SupervisorInnen 
oder ModeratorInnen notwendig? Solche Hil-
festellungen können wesentlich zum Gelingen 
des Prozesses beitragen.  

 

Bedeutsam erscheint an dieser Stelle, dass 
Schulen unterstützt werden, bestehenden Hand-
lungsspielraum wahrzunehmen. So ist es durchaus 
möglich, bestehende Rahmenbedingungen und 
eingespielte Routinen in den Schulen (wie den 45-
minütigen Unterrichtsstunden-Takt mit festgeleg-
ten Kurzpausen) zu überdenken: Gerade die 
Kombination von belastungsreichen Unterrichts-
stunden mit fehlenden Erholungspausen und 
Zeitdruck an einem hektischen Schulvormittag 
erweist sich als kritisch. Die einzelnen Schulen 
sind bei der Maßnahmenplanung und –
umsetzung also aktiv zu beteiligen: Wo können 
wir anders (und nicht mehr) und gesundheitsför-
derlicher arbeiten? 

 
Weiterführende Literatur siehe Anhang 
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2.4. Entlastung durch bessere Arbeitsorganisation  
        (Prof. Dr. Heinz Schüpbach, Dr. Andreas Krause) 

 

1. Arbeitsorganisation 

Mit Arbeitsorganisation sind hier alle Tätigkei-
ten von Schulleitungen, schulischen Arbeitsgrup-
pen oder einzelnen Lehrkräften gemeint, die sich 
mit der Planung, Vor- und Nachbereitung von 
Unterricht sowie von schulischen Anlässen oder 
sonstigen beruflichen Aufgaben befassen (zur 
Belastung im Unterricht selbst vgl. Kap. 2.3). Da-
bei kann unterschieden werden zwischen den 
Organisationsstrukturen und organisatorischen Rege-
lungen einerseits, dem Umgang mit diesen Rege-
lungen (d.h. im weiteren Sinne dem Management) 
und den Spielräumen, die dabei zur Verfügung 
stehen, andererseits. Die Organisationsstrukturen 
sind nicht nur abstrakt gedacht, sondern beziehen 
sich auf die konkrete Zusammenarbeit über die 
verschiedenen Ebenen der Organisation hinweg 
(‚vertikale’ Zusammenarbeit zwischen Behörden, 
Schulleitung, dem Kollegium und einzelnen 
Lehrkräften) sowie auf den einzelnen Ebenen 
(‚horizontale’ Koordination und Zusammenarbeit 
unter den verschiedenen Arbeitsgruppen, Fach- 
oder StufenlehrerInnen). Zur Arbeitsorganisation 
gehört selbstverständlich auch die Planung, Vor- 
und Nachbereitung sowie die Durchführung der 
individuellen Arbeitsaufgaben.  

 

 

2. Wo können in der Arbeitsorganisati-
on (psychische) Belastungen auftreten?  

Wenn von Belastungen durch die Arbeitsorga-
nisation die Rede ist, dann setzt dies Einverständ-
nis darüber voraus, dass Mängel und Probleme in 
der Arbeitsorganisation ein erhöhtes Risiko für 
Fehlbeanspruchung und entsprechende Folgen 
auch für an sich gesunde und gut qualifizierte 
Lehrkräfte in sich bergen. Die Frage der (individu-
ellen) Belastbarkeit und Leistungsbereitschaft von 
Lehrkräften und Lehrerkollegien steht somit hier 
nicht zur Diskussion. 

 

Welche organisationalen Bedingungen bergen 
erfahrungsgemäß ein erhöhtes Risiko für Fehlbe-
anspruchung in sich? 

Entsprechend den vorherigen Ausführungen 
sind diese zu suchen: 

• In den Organisationsstrukturen und organi-
satorischen Regelungen (Beispiel: Regelun-
gen sind zu kompliziert oder zu starr) 

• Im ‚Management’, d.h. im Umgang mit die-
sen Strukturen und Regelungen (Beispiel: Nie-
mand hält sich an die Regelungen; die 
Schulleitung ignoriert dies und versucht nicht, 
die Situation zu klären) 

• In zu geringen oder zu wenig genutzten 
Spielräumen, die dafür zur Verfügung stehen 
(Beispiel: Die Stundenpläne lassen kaum 
Möglichkeiten zum ‚Verschnaufen’ zu; Mög-
lichkeiten, dies zu ändern, werden nicht ge-
nutzt, obwohl sie vorhanden wären) 

• In zu wenig genutzten Möglichkeiten oder 
in problematischen Formen der Zusam-
menarbeit (Beispiele: FachlehrerInnen berei-
ten Unterricht individuell vor, obwohl es um 
den gleichen Stoff geht; die LehrerInnen einer 
Klasse treten an einem Elternabend nicht ge-
meinsam auf, obwohl es um Probleme in und 
mit der Klasse geht; Konflikte im Kollegium 
werden nicht offen angesprochen)  

• In der individuellen Arbeitsorganisation 
(Beispiele: Die Abgrenzung von Berufs- und 
Privatleben wird zu wenig klar vorgenommen; 
die Arbeitsplanung ist zu wenig zielgerichtet 
und systematisch; gegenüber Eltern und Schü-
lerInnen werden unrealistische Versprechun-
gen gemacht, die nicht eingehalten werden 
können). 

 

 

Die Schul- und Lehrer- Belastungsforschung 
zeigt, dass unterrichtsbezogene Belastungen zwar 
am höchsten, arbeitsorganisatorische Aspekte 
jedoch auch als in mittlerem Ausmaß belastend 
erlebt werden. Am häufigsten genannt werden 
dabei das Schulklima, die Zusammenarbeit (z.B. 
Konflikte, Einzelkämpfertum, Konferenzkultur, 
Zusammengehörigkeitsgefühl), die Schulleitung 
(z.B. Professionalität, aktive Problemlösung, Kon-
sequenz in der Umsetzung) sowie die Verwaltungs-
aufgaben (z.B. bürokratischer Aufwand, Vielzahl 
der Erlasse und Verordnungen).  

Grundsätzlich kann nahezu jede organisatori-
sche Bedingung als belastend empfunden werden. 
Dies ist jedoch besonders häufig dann der Fall, 
wenn die Betroffenen einer oder mehreren der 
folgenden Aussagen zustimmen: 
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• Ich muss viele Arbeiten erledigen, die nie-
mandem viel bringen und die mir selbst 
sinnlos vorkommen. Dies ist besonders dann 
der Fall, wenn Aufgaben viel Zeit beanspru-
chen, ohne wesentlich zu guten Ergebnissen 
beizutragen. Dies kann beispielsweise für 
Verwaltungsaufgaben, schlecht vorbereitete 
und moderierte Sitzungen oder Konflikte um 
Nichtigkeiten zutreffen. 

• Bei vielen Arbeiten, die ich erledige, gibt es 
Konflikte oder Schwierigkeiten mit bzw. 
fehlt mir das Verständnis und die Unter-
stützung von Kolleginnen, Kollegen, Eltern 
oder der Schulleitung. Arbeitsorganisatori-
sche Probleme werden eher als belastend er-
lebt, wenn sie in einem schlecht funktionie-
renden Beziehungsgefüge auftreten. 

• An unserer Schule passiert Vieles, was nicht 
vorhersehbar und sehr kurzfristig erledigt 
werden muss. Oft werde ich mit Situationen 
konfrontiert, auf die ich nicht eingestellt 
und vorbereitet bin und keinen Einfluss 
nehmen kann. Als wichtigster Belastungsas-
pekt erweist sich immer wieder die Erfahrung, 
anfallende Aufgaben nicht rechtzeitig vor-
hersehen und planen zu können, sie nicht zu 
durchschauen und vor allem, sie nicht oder 

nicht ausreichend mitbestimmen und beein-
flussen zu können – kurz: Ihnen ausgeliefert 
zu sein, sie nicht unter Kontrolle zu haben. 

• Manchmal weiß ich nicht, wie ich eine 
Aufgabe anpacken soll, merke ich, dass ich 
der Situation nicht gewachsen bin. Angst 
vor oder die Erfahrung von persönlicher In-
kompetenz wirkt lähmend und führt dazu, die 
Belastungssituation möglichst zu meiden, statt 
sie aktiv zu bewältigen. 

 

 

3. Wie kann man mit organisatorischen 
Belastungen umgehen?  

Wir wissen, dass man Belastungen meist nicht 
einfach ausgeliefert ist, sondern dass es Spielräume 
für unterschiedlich wirksame Strategien gibt, um 
sie – oder zumindest ihre Folgen – zu bewältigen 
oder zu puffern. Aus der Praxis sind sechs unter-
schiedlich erfolgreiche und angemessene Bewälti-
gungsstrategien bekannt. Diese werden in der 
nachfolgenden Tabelle1 am Beispiel der Organisa-
tion und Durchführung eines Elternabends erläu-
tert, der im Vorfeld als belastend und konflikt-
reich eingeschätzt wird.  

 

Tabelle1 : Bewältigungsstrategien im Umgang mit Belastungen 
 

Ansatz der Veränderung  
 

 
Strategie Arbeitsbedingungen, Situation Die eigene Person  Merkmale der Strategie 

 
Aktive, offensive 
Strategie 
Ziel: die Proble-
me erfolgreich 
lösen 

 
Den Eltern einen Vorschlag unter-
breiten, wie der Anlass ablaufen 
soll; in strittigen Punkten eigene, 
gut vorbereitete Lösungsansätze 
vorschlagen; Kolleginnen und die 
Schulleitung um Rückendeckung 
und Unterstützung bitten 

 
Lernen, mit Vorwürfen von Eltern 
kompetent und konstruktiv umzuge-
hen; lernen, auch in belastenden 
Situationen ruhig und konzentriert zu 
bleiben; lernen, Probleme und Kon-
flikte im Ansatz zu erkennen, ihnen 
im Vorfeld zu begegnen 
 

 
Vorausschauend, Probleme 
und Lösungen vorhersehend 
Von eigenen Erwartungen und 
Vorstellungen ausgehend 
Vorbereitetes, zielgerichtetes 
und planmäßiges Vorgehen 

 
Passive, defensi-
ve Strategie 
Ziel: Misserfolge 
vermeiden 

 
Die Eltern Erwartungen und Vor-
schläge vorbringen lassen, jedoch 
nur das akzeptieren, was realisier-
bar ist; den Eltern klar machen, 
dass die Möglichkeiten begrenzt 
sind  

 
Lernen, Vorwürfe einzustecken, ohne 
sich den Ärger anmerken zu lassen; 
lernen, sich zu wehren; lernen, die 
eigenen Ansprüche zu reduzieren 
und zurückzustellen; Kompromissbe-
reitschaft 
 

 
Abwartend, Probleme in der 
aktuellen Situation erkennend 
Von Erwartungen und Vorstel-
lungen anderer ausgehend 
Eher intuitives, improvisieren-
des Vorgehen 

 
Hilfloses Verhar-
ren 
Ziel: Die Situation 
vermeiden 

 
Versuchen, dem Elternabend 
fernzubleiben; Eltern Erwartungen 
oder Vorwürfe vorbringen lassen, 
ohne darauf einzugehen; Vor-
schläge auch dann akzeptieren, 
wenn unklar ist, wie sie umgesetzt 
werden sollen 

 
Erleben, wie man der Situation hilflos 
ausgeliefert ist; erleben, dass man 
der aufkeimenden Angst und emotio-
nalen Belastung nichts entgegenzu-
stellen hat; Erfahrung, den berufli-
chen Anforderungen nicht (mehr) 
gewachsen zu sein 
 

 
Vermeidend, Probleme und 
Lösungen ignorierend oder 
verharmlosend 
Erwartungen abwehrend; 
resignativ 
Von Furcht vor Misserfolg 
geprägt 
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Aktive und offensive Strategien, welche auf kon-
struktive Problemlösungen abzielen, werden dann 
eingesetzt, wenn die Situation als kontrollierbar, 
die eigenen Fähigkeiten und Kompetenzen als 
ausreichend sowie die KooperationspartnerInnen, 
im Beispiel die Eltern, evtl. auch die KollegInnen 
und die Schulleitung als unterstützend einge-
schätzt und erlebt werden. Selbst ein schwieriger 
Elternabend kann unter diesen Voraussetzungen 
als Herausforderung gesehen werden, die man 
erfolgreich meistern will. Es ist leicht nachvoll-
ziehbar, dass dies unter gesundheitlichen Aspek-
ten die günstigsten Voraussetzungen sind.  

Eher defensive und passive Strategien sind in Si-
tuationen angebracht, die unvorhersehbar auftre-
ten, nicht beeinflussbar erscheinen oder für die 
man sich nicht ausreichend vorbereitet und kom-
petent fühlt. Die Vorzüge dieser Strategie liegen in 
ihrer Offenheit, Flexibilität und Kompromissbe-
reitschaft. Die Risiken und möglichen Belastun-
gen liegen in der Gefahr, überrumpelt zu werden, 
im Zwang zur Improvisation und Entscheidung 
unter Zeitdruck und in der Konfrontation mit 
möglicherweise überzogenen Erwartungen und 
unrealistischen Vorstellungen.  

Hilfloses Verharren ist keine Strategie im eigent-
lichen Sinne. Es kann bei Lehrkräften oder Schul-
leitungen beobachtet werden, welche sich ihrer 
Berufs-, meist ihrer gesamten Lebenssituation 
wehrlos ausgeliefert fühlen und dies resigniert als 
unveränderbar akzeptieren. Hilfsloses Verharren 
wird daher in engem Zusammenhang mit Burnout 
und gesundheitsbedingten vorzeitigem Ausschei-
den aus dem Beruf gesehen. 

 

 

4. Welche organisationalen und  
sozialen Ressourcen lassen sich  
zur Entlastung aktivieren 

Die psychologische Belastungsforschung hat 
vielfach belegt, dass die gleichen organisatorische 
Bedingungen, die unter ungünstigen Bedingungen 
als Belastung empfunden werden, im Falle ihrer 
günstigen Ausprägung als Ressource und als 
Schutz vor negativen Belastungsfolgen wirken. So 
ist beispielsweise eindeutig belegt, dass ein gutes 
Sozialklima und gute Zusammenarbeit im Kolle-
gium und in der Schule, ein mitarbeiterorientier-

tes Verhalten der Schulleitung sowie soziale Un-
terstützung durch Vorgesetzte und KollegInnen 
berufliche Belastung zwar nicht zum Verschwin-
den bringen, jedoch als mildernde Puffer zwischen 
der Belastung und den Belastungsfolgen wirken 
können. Konkret: Wenn ich weiß, dass die Kolle-
gInnen und die Schulleitung hinter mir stehen, 
mich evtl. begleiten, fällt es mir leichter, auf ei-
nem Elternabend Konflikte mit Eltern auszutra-
gen, als wenn ich dies als ‚Einzelkämpfer’ tun 
muss.  

 

Zu den wichtigsten organisationalen Ressourcen 
zählen: 

• die Transparenz der Entscheidungen und Vor-
gänge 

• die Möglichkeit, an wichtigen Entscheidun-
gen beteiligt zu sein und Einfluss ausüben zu 
können 

• für die eigene Tätigkeit ausreichende Hand-
lungsspielräume zu haben und diese zielgerich-
tet zu nutzen 

• mindestens kurze Rückzugsmöglichkeiten und 
Erholungspausen während der Arbeit 

 

In den meisten Befragungsinstrumenten zur 
Erhebung der psychischen Belastungen, so zum 
Beispiel im „Fragebogen zur Salutogenetischen Subjek-
tiven Arbeitsanalyse“ von Udris und Rimann wird 
daher ausdrücklich nach diesen Ressourcen ge-
fragt. 

 

 

5. Welche Ansätze und Vorgehens-
weisen zur Verbesserung der Arbeits-
organisation gibt es? 

Die bisherigen Ausführungen machen deut-
lich, dass viel Entlastung bereits im persönlichen 
Arbeitsalltag durch eine bessere, d.h. zielgerichte-
tere und planmäßigere Arbeitsplanung sowie 
durch eine konsequentere Nutzung der vorhande-
nen Ressourcen geschaffen werden kann. Die 
Erfahrung zeigt jedoch auch, dass diese spontanen 
und individuellen Einzelaktionen allein oft nicht 
ausreichend sind. 
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Tabelle 2: Unterschiedliche Ebenen und Ansätze Organisationsstrukturierung 
 

Ansatz der Entlastung (Beispiele) 
 

 
Ebene der Arbeits-
organisation 

Reaktiver und korrektiver Ansatz  
Ziel: Abbau vorhandener Belastung und 
Fehlbeanspruchung  

Präventiver und protektiver Ansatz  
Ziel: Fehlbeanspruchung vorbeugen; Ressourcen und 
Schutzwirkungen mobilisieren und entwickeln 

 
Individuelle Arbeitsor-
ganisation 

 
Abbau von erlebtem Zeitdruck; sich weniger 
von Erwartungen unter Druck setzen lassen; 
Erholungsmöglichkeiten schaffen; Spielräu-
me besser nutzen; Konflikte aktiver und 
offener regeln 
 

 
Klare Zeitstrukturierung bei der Planung und Vorberei-
tung des Unterrichts; klare örtliche und zeitliche Struk-
turierung von Berufs- und Privatsphäre; klare Regelun-
gen im Umgang mit Eltern und SchülerInnen 

 
Arbeit in Teams, 
Arbeitsgruppen 

 
Einzelkämpfertum verringern; vorhandene 
Mehrgleisigkeiten abschaffen; erlebten Man-
gel an kollegialer Rückmeldung beheben; 
Klassen- und Stufenkonferenzen besser 
vorbereiten; offener und kompetenter mit 
einander umgehen 
 

 
Zusammenhalt innerhalb von Lehrerteams stärken; in 
Fach- und Klassen-Teams gemeinsam Unterricht 
planen und vorbereiten; Unterrichtseinheiten gemein-
sam abhalten; gegenseitige Unterrichtsbesuche mit 
qualifizierten Rückmeldungen; auf Elternabenden 
vorbereitet und gemeinsam als Lehrerteam auftreten 

 
Schulorganisation und 
Beziehung zu den 
Umfeldern 

 
Weniger Improvisation bei der Durchführung 
von Anlässen, weniger Reaktivität im Um-
gang mit Behörden und Betrieben; weniger 
Beschwerden von Eltern; weniger Ignorieren 
von Konflikten durch die Schulleitung; Schul-
klima verbessern 

 
Ein Schulprogramm und ein pädagogisches Leitbild 
gemeinsam erarbeiten und veröffentlichen; als starke 
Institution auftreten; Schulleitung bewusst als Führung, 
Koordination und Integration nach innen und außen 
begreifen; Prioritäten und Verantwortlichkeiten setzen; 
Gemeinsamkeit stiften; Schulentwicklung als kontinu-
ierlichen Prozess in kleinen Schritten betreiben 
 

 
 

Belastungen entfalten ihre Wirkung auf das 
Wohlbefinden und die Gesundheit meist nicht 
akut, sondern schleichend. Wenn die Beeinträch-
tigen des Wohlbefindens bereits in manifeste 
Anzeichen für Krankheiten übergehen, ist es oft 
zu spät für spontane Korrekturen, da diese Ent-
wicklung weitgehend irreversibel ist. Eine kon-
zeptgeleitete präventive Strategie, welche Beein-
trächtigungen vorbeugt und die Schutzfaktoren und 
Ressourcen der Organisation systematisch mobili-
siert und stärkt, muss deshalb längerfristig eine 
korrektive Strategie des Abbaus vorhandener Belas-
tungen ‚bei Bedarf’ unbedingt ergänzen. In Tabel-
le 2 sind diese unterschiedlichen Ansätze einander 
kontrastierend gegenüber gestellt.  

Kleinere korrektive Aktionen lassen sich, je 
nach der betroffenen Ebene, fast jederzeit starten. 
Auf Probleme der Zusammenarbeit, die wenige 
Personen oder kleinere Gruppen betreffen, sollte 
rasch reagiert werden, damit sie sich nicht zu Kon-
flikten ausweiten, die auch zu einer Belastung der 
persönlichen Beziehungen führen. Die Probleme 
sollten unter den Betroffenen offen angesprochen 
und problembezogen geregelt werden.  

Wenn arbeitsorganisatorische Einzelprobleme 
das gesamte Kollegium und die Schulleitung 
betreffen, lassen sich dafür auf einer Gesamtleh-

rerkonferenz praktische Lösungen finden. Wenn 
jedoch die Analyse – beispielsweise im Rahmen 
einer Lehrkräftebefragung – zeigt, dass arbeitsor-
ganisatorische Probleme bereits mit psychischen 
Belastungen verbunden sind, dann reicht dies 
nicht mehr aus. In diesen Fällen müssen Arbeits-
schutzmaßnahmen getroffen werden, die nur im 
Rahmen eines umfassenderen Projektmanage-
ments erarbeitet und umgesetzt werden können. 
Es empfiehlt sich, eine Projektgruppe einzurich-
ten, an welcher u.a. der Personalrat und Vertre-
tungen der Betroffenen beteiligt sind. Falls an 
einer Schule bereits ein Arbeitsschutzausschuss 
besteht, kann auch der ASA die Steuerung über-
nehmen.  

 

Zu den Aufgaben der Projektgruppe gehören: 

• Die Durchführung von Feinanalysen mit dem 
Ziel, die Schwachstellen und Probleme in der 
Organisation und in den Schulabläufen, deren 
Ursachen sowie deren Auswirkungen im 
Schulalltag möglichst konkret aufzuzeigen. Es 
ist sehr wichtig ist, dass diese Feinanalysen 
problem- und nicht personbezogen durchge-
führt werden, d.h., dass Lösungen und nicht 
‚Schuldige’ gefunden werden! 
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• Die Durchführung von Workshops, in denen 
für die einzelnen Schwachstellen und Proble-
me konkrete Lösungsmöglichkeiten vorge-
schlagen werden. Dazu eignet sich beispiels-
weise der Rahmen eines Pädagogischen Tages 
oder einer schulinternen Fortbildung. Mög-
lichst viele Betroffene sollen dabei frühzeitig 
zu Beteiligten gemacht werden. 

• Eventuell erweist es sich als sinnvoll, für die 
Umsetzung der Maßnahmen externe Fachleu-
te beizuziehen oder Fortbildungsangebote in 

Anspruch zu nehmen. Es sollten kleine, auf 
ganz konkrete Ergebnisse ausgerichtete Projek-
te eingerichtet werden, in denen die einzelnen 
Maßnahmen umgesetzt werden. Wichtig ist, 
dass in diesen Projekten die Verantwortlich-
keiten, die wichtigsten Termine, der Abschluss 
sowie die Evaluation des Projekterfolgs ein-
deutig geregelt sind. 

 

Prof. Dr. Heinz Schüpbach 
Studium der Psychologie (1974-1979), wissenschaftlicher Mitarbeiter und 
Lehrbeauftragter (1979-1987) am Institut für Psychologie der Universität 
Bern. Promotion (1985). 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter und Privatdozent (1986-1995) am Institut 
für Arbeitspsychologie der ETH Zürich. Habilitation 1994.  
Seit April 1995 Professor für Arbeits- und Organisationspsychologie am 
Institut für Psychologie der Universität Freiburg 
Arbeits- und Organisationspsychologie     
Engelbergerstraße 41, 79085 Freiburg 
 
eMail: schuepba@psychologie.uni-freiburg.de   
 

 

 

2.5. Sucht – Umgang mit der Dienstvereinbarung und Fortbildungsbedarf  
        (Doro Moritz) 

 
Die Rahmendienstvereinbarung über die Ge-

sundheitsvorsorge und –fürsorge für suchtgefähr-
dete und suchtkranke Beschäftigte vom 19.3.2001 
(K.u.U. S. 217/2001) ist ein Meilenstein in der 
Entwicklung der Mitbestimmung und Mitverant-
wortung der Arbeitnehmer/innen im Bereich von 
Schule und Kultusverwaltung. Sie soll dauerhaft 
Lösungen bei Suchtproblemen Einzelner ermögli-
chen. Bisher konzentrierte man sich auf die Wie-
derherstellung der Funktionsfähigkeit einer Orga-
nisationseinheit. Die Belastung wurde auf andere 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verlagert. Das 
Suchtproblem des betroffenen Beschäftigten wur-
de damit nicht gelöst. 

„Es ist das Ziel der Dienstvereinbarung Sucht, 
dem Suchtkranken oder der Suchtkranken ver-
stärkt zu helfen, um letztendlich soziale Ausgren-
zung oder Dienstunfähigkeit zu vermeiden.“ 
(Auszug aus dem Vorwort von Kultusministerin 
Dr. Annette Schavan im Leitfaden zur praktischen 
Umsetzung der Dienstvereinbarung Sucht, Kultus 
und Unterricht 2a/2003) 

Am 19. März 2001 wurde die Dienstvereinba-
rung Sucht von allen vier Hauptpersonalräten und 
dem Kultusministerium unterzeichnet. Vorausge-
gangen waren mehr als 10 Jahre vielfach zäher 
Verhandlungen, sehr nachdrücklich geführt insbe-
sondere vom HPR Grund-, Haupt-, Real- und 
Sonderschulen. Die Dienstvereinbarung gilt in der 
gesamten Kultusverwaltung, im schulischen und 
außerschulischen Bereich. 

Die Dienstvereinbarung beschreibt einerseits 
die dienstlichen Maßnahmen gegenüber alkohol-
gefährdeten oder –kranken Beschäftigten. Sie 
verpflichtet aber andererseits vor allem die Kul-
tusverwaltung zu Informations- und Schulungs-
maßnahmen für Personen mit Personalverantwor-
tung und beschreibt weitere Unterstützungsmaß-
nahmen. Die  Konkretisierung und Umsetzung 
der Dienstvereinbarung erarbeitete eine Arbeits-
gruppe des Kultusministeriums unter Beteiligung 
der Hauptpersonalräte und Schwerbehinderten-
vertretungen.  
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Einigkeit bestand darin, dass die Vorgesetzten 
mit Personalverantwortung (Schulleiterinnen und 
Schulleiter), Personalratsmitglieder, Frauenvertre-
terinnen und Vertrauenspersonen der Schwerbe-
hinderten gemeinsam fortgebildet werden sollen, 
um ein gemeinsames Problemverständnis für den 
Umgang mit Suchtkranken zu entwickeln und das 
Suchtproblem aus verschiedenen Perspektiven zu 
betrachten. In die Fortbildung einbezogen sind 
außerdem die Leiterinnen und Leiter der Staatli-
chen Schulämter sowie die Vertreterinnen und 
Vertreter der Oberschulämter, die Dienstgesprä-
che auf der Grundlage der Dienstvereinbarung mit 
den Betroffenen führen müssen. Bedauerlich ist, 
dass das Kultusministerium Frauen-Ansprech-
partnerinnen nur in sehr begrenztem Umfang in 
die Fortbildung einbezieht. Dies wurde und wird 
von uns nachdrücklich kritisiert.  

 

Während das Kultusministerium einen Schu-
lungstag für ausreichend hielt, forderten die Per-
sonalvertretungen zwei Schulungstage. Aufgrund 
der finanziell begrenzten Mittel kann jetzt in der 
Regel nur ein Schulungstag angeboten werden. Bei 
Bedarf kann ein zweiter Fortbildungstag ange-
hängt werden.  

 

Inhaltlich behandelt die Fortbildung folgende 
Themen: 

• Grundlagenwissen zum Thema Sucht und 
Alkohol 

• Inhalt und Umgang mit der Dienstvereinba-
rung Sucht 

• Gesprächsführung mit suchtgefährdeten und 
suchtkranken Beschäftigten 

• Problemlösungsstrategien und Zusammenar-
beit mit Beratungsstellen 

• Dienst- und Arbeitsrechtliche Aspekte 

 

Die Fortbildungen werden in Zusammenarbeit 
mit einem Träger örtlicher Suchthilfeeinrichtun-
gen angeboten und regional durchgeführt. Dies 
hat den Vorteil, dass bereits in der Fortbildung die 
Personengruppen zusammentreffen, die auch 
beim Umgang mit Suchtkranken vor Ort zusam-
menarbeiten werden. 

Nach der Durchführung zweitägiger und ein-
tägiger Pilotkurse in jedem der vier Oberschul-
amtsbezirke und der erfolgten Auswertung sollen 
die Fortbildungsveranstaltungen in 2004 in die 
Fläche gehen.  

Die Fortbildungsmaßnahmen, insbesondere 
der Schulleiterinnen und Schulleiter, sind für uns 
der zentrale Schlüssel bei der Umsetzung der 
Dienstvereinbarung Sucht. Dabei muss nach unse-
rer Auffassung das Training in Gesprächsführung 
einen Schwerpunkt bilden. Fragen der Personal-
führung sind in der allgemeinen Schulleiterfort-
bildung noch deutlich unterrepräsentiert und 
kommen im Schulalltag aus Zeitgründen viel zu 
kurz. Das Erstgespräch mit alkoholkranken Be-
schäftigten erfordert hohe Kompetenz. Aufgabe 
der Fortbildung ist es, Schulleiterinnen und Schul-
leiter dafür zu qualifizieren. 

Allen Schulen steht seit Januar 2003 als Beilage 
2a/2003 von K.u.U., 22.1.2003, der „Leitfaden zur 
praktischen Umsetzung der Dienstvereinbarung 
Sucht“ zur Verfügung. Dienstvereinbarung und 
dieser Leitfaden sind auch im Internet unter 
http://www.ifk.kultus.bwl.de/index_merkbl.html 
zufinden.

 

Doro Moritz 
Stellvertretende Vorsitzende der GEW Baden-Württemberg und Vorsitzende 
des Hauptpersonalrats für Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschulen. beim 
Kultusministerium. 
Sie vertritt seit 2001 die drei schulischen Hauptpersonalräte in der kultusmi-
nisteriellen Arbeitsgruppe zur Umsetzung der „Dienstvereinbarung über die 
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Beschäftigte“ und arbeitet an der Entwicklung der Fortbildungskonzeption 
mit. 
 
 
eMail : Doro.Moritz@bawue.gew.de 
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2.6. Gesundheitsgefährdung durch Lärm – Quelle von Stress (Barbara Haas) 

 
Belastungen durch Lärm in der Umgebung, im 

Schulhaus und im Unterricht gehören für Lehre-
rinnen und Lehrer zum Alltag. Vielfach werden 
sie allerdings einfach hingenommen. Doch dass 
ältere Lehrkräfte unter Lärmschwerhörigkeit, Tin-
nitus und Stimmproblemen zu leiden haben, ist 
nicht nur eine Folge des steigenden Lebensalters, 
sondern hat mit den Lärmbelastungen des Ar-
beitsplatzes Schule (im übrigen auch des Arbeits-
platzes Kindergarten) zu tun. In der Einstiegspha-
se zu Gefährdungsbeurteilungen an ausgewählten 
Schulen in Baden-Württemberg wurde die Lärm-
exposition aufgenommen – als Item im Interview 
der Betriebsärzte wird nach Lärmbelastung, ihrer 
Häufigkeit und Dauer gefragt. Allerdings forscht 
die Fachkraft für Arbeitssicherheit nicht nach 
Schalldämpfung in Klassenzimmern und Sport-
halle.  Aufgabe des Arbeitsschutzausschusses an 
der Schule ist es, die Rückmeldungen der Be-
triebsärzte und –ärztinnen zu psychomentalen 
und psychosozialen Belastungen auch nach dem 
Schwerpunkt Lärm zu betrachten. Hier nun einige 
Hinweise zur Beachtung:  

 

Quellen von Lärm in der Schule 

Die Schule an für sich als Ort, in dem Kinder 
und Jugendliche lernen, arbeiten und einen Teil 
ihres Lebens verbringen, kann nicht still sein. 
Lärm entsteht durch Sprechen, Stühle rücken,  
lachen, schreien, toben. Ja selbst das Kratzen der 
Kreide verursacht messbaren Lärm. Selbstverständ-
lich verursacht eine größere Anzahl von Kindern 
bei gleichem Verhalten mehr Lärm als weniger 
Kinder, größere Klassen sind also in der Regel 
lauter.  

Eine Untersuchung des IFS ergab durch-
schnittliche Lärmbelastungen im Unterricht, die 
weit über den Grenzen der Arbeitsstättenverord-
nung lagen: 60 bis 75 Dezibel. Der von Arbeits-
wissenschaftlern empfohlene Pegel für „geistige 
Arbeit“ beträgt 55 dB (A).  Pausen sind eine be-
sonders hohe Lärmquelle. Extrem belastet ist der 
Sportunterricht; hier werden durchschnittlich 85 
dB, in Spitzenzeiten 110 bis 112 dB gemessen 
(siehe auch E&W 7/8, 2003) 

Lärmquellen liegen allerdings auch in der Um-
gebung der Schule: Dicht befahrene Straßen, 
Fluglärm, die Müllabfuhr oder der Rasenmäher 
des Hausmeisters wirken von außen auf die Schule 
ein. Als wesentliche Komponente stellt sich die 
Beschaffenheit des Schulhauses dar. Sie erhöht 
oder vermindert Lärm: schlechtisolierte Sporthal-
len, fehlende schalldämpfende Decken- und 
Wandverkleidungen in Klassenzimmern, Fluren 

und Pausenhallen lassen den Schall länger nach-
hallen. Schulen wurden meistens nicht unter dem 
Aspekt der Schalldämmung erbaut. 

 

Folgen für die Gesundheit der  
Lehrerinnen und Lehrer, aber auch  
der Schülerinnen und Schüler 

Was wir wahrnehmen, ist das subjektive Lärm-
empfinden. Dieses steigt mit zunehmendem Alter 
und verursacht Stress. Aber nicht nur die emp-
fundene Lärmbelastung ist entscheidend, sondern 
die messbaren Werte beeinflussen die Gesundheit. 
Schon bei einem Durchschnittswert von 60 – 75 
dB werden Stimme, Konzentration und Aufmerk-
samkeit beeinträchtigt. (IFS) 

Bereits 85 – 90 Dezibel können Gehörschäden 
verursachen. Die Folge ist Lärmschwerhörigkeit 
(→ große Differenz zwischen den Hörweiten für 
Umgangs- und Flüstersprache), siehe auch Merk-
blatt zur BK Nr. 2301 (www-ifam.med.uni-
rostock.de). Plötzlich einsetzende Geräusche mit 
schnellem Anstieg auf hohe Schalldruckpegel 
(Knall o.ä. über 120 Dezibel) können akute Ge-
hörschäden verursachen.  

Herz- und Kreislaufrisiko, Herzinfarktrisiko, 
Hypertonie (Robert-Koch-Institut) als Folgen von 
durch Lärm verursachtem Stress wurde in ver-
schiedenen Untersuchungen festgestellt. An Mu-
sik wurde nachgewiesen, dass Stakkatolärm mehr 
Stress erzeugt als verrauschte Geräusche. Sprechen 
im Klassenzimmer stellt sich als Einzellärm dar. 
Folgen sind nicht nur für die Lehrenden Unlust, 
Ärger, Erschöpfung und Ablenkung von der 
Arbeit. Welche Folgen Dauerstress haben kann, 
ist im Artikel von Prof. Bauer nachzulesen. 

Eine Untersuchung von Maria Klatte u.a. an 
Grundschulkindern belegt, dass ungünstige Hör-
bedingungen bewirken, dass sprachliche Informa-
tionen falsch oder gar nicht verstanden werden. 
Auch die Lehrersprache, die 10-15 Dezibel über 
der des Lärmpegels liegen muss, um verstanden zu 
werden, wird grammatikalisch einfacher, je lauter 
die Lehrerin, der Lehrer sprechen muss. Lernleis-
tungen von Kindern können daher abhängig von 
der Lautstärke und den wechselnden Hinter-
grundgeräuschen leiden. 

Krankenstand: eine Studie der Heriot-Watt - 
Universität Edinburgh stellt einen höheren Kran-
kenstand bei Lehrkräften fest, die vorwiegend in 
raumakustisch ungünstigen Klassenzimmern un-
terrichten. Probleme mit Stimme und Hals treten 
in Schulzimmern mit Akustikdecken seltener auf.  



Vorschriften und Verordnungen für den Umgang mit Lärm:  

 
Von grundlegender Bedeutung ist der § 15 der Arbeitsstättenverordnung: 

 
Schutz gegen Lärm 

 
(1) In Arbeitsräumen ist der Schallpegel so niedrig zu halten, wie es nach der Art des Betriebes mög-
lich ist. Der Beurteilungspegel am Arbeitsplatz in Arbeitsräumen darf auch unter Berücksichtigung 
der von außen einwirkenden Geräusche höchstens betragen:  

1. bei überwiegend geistigen Tätigkeiten 55 dB (A),  
2. bei einfachen oder überwiegend mechanisierten Bürotätigkeiten und vergleichba 

                        ren Tätigkeiten 70 dB (A),  
3. bei allen sonstigen Tätigkeiten 85 dB (A); soweit dieser Beurteilungspegel nach  

                       der betrieblich möglichen Lärmminderung zumutbarerweise nicht einzuhalten ist,  
                       darf er bis zu 5 dB (A) überschritten werden.  
(2) In Pausen-, Bereitschafts-, Liege- und Sanitätsräumen darf der Beurteilungspegel höchstens 55 
dB (A) betragen. Bei der Festlegung des Beurteilungspegels sind nur die Geräusche der Betriebsein-
richtungen in den Räumen und die von außen auf die Räume einwirkenden Geräusche zu berück-
sichtigen.  
 
 
 

DIN 18041: Entscheidend für optimale Hör- 
und Sprechbedingungen ist die Nachhallzeit in 
Unterrichtsräumen. Die Nachhallzeit ist das Maß 
für die Halligkeit eines Raumes, die Zeit, die ver-
geht, bis der Schalldruck im Raum auf eine Tau-
sendstel des Anfangswertes gesunken ist. Dazu 
empfiehlt die DIN 18041 für kleine bis mittelgro-
ße Räume – also auch Klassenzimmer – in ihrer 
aktuellen Entwurfsfassung 2003 z.B. für einen 
Unterrichtsraum von 200 m3  die Nachhallzeit 
von 0,55 Sek. (statt bisher 0,7 Sek.).  

Ergebnisse einer Studie der Heriot-Watt Uni-
versity in Edinburgh belegen, dass die Sprachver-
ständlichkeit in akustisch unbehandelten Schul-
zimmern signifikant schlechter ist. Die Nachhall-
zeiten in diesen Räumen lagen im Mittel bei 0.6 
Sek., bessere Sprachverständlichkeit ergab sich bei 
einer Nachhallzeit von 0.4 Sek.  

 

Zwei Anforderungen sind an Klassenzimmer 
zu stellen: 

• Die Lautstärke von Fremdgeräuschen muss 
begrenzt werden. 

• Direktschall und starke frühe Schallreflexio-
nen sollen gefördert, späte Raumreflexionen 
vermieden und der Nachhall kurz gehalten 
werden (Quelle: Eggenschwiler, EMPA, 2003) 

 

 

 

 

Der Entwurf der DIN 18041 macht für die 
Nachhallzeit in einem besetzten Unterrichtsraum 
von 100 m2 den Vorschlag eines Sollwertes von 
ca. 0,43 Sek. In den USA gelten für Schulzimmer 
Nachhallzeiten von 0.4 – 0.6 s, in Schweden 0.5 – 
0.6 s. Leider ist die Neufassung der DIN 18041 in 
Deutschland noch nicht für die Kommunen als 
Schulträger verbindlich.  

 

Maßnahmen zur Lärmreduzierung  

Viele machen es sich sehr leicht: Die Forde-
rung nach Stille im Klassenzimmer und ruhigem 
Verhalten der Schülerinnen und Schüler überträgt 
die Aufgabe der Lärmreduzierung voll und ganz 
den Lehrkräften. Noch immer wird vielerorts 
„Lärm“ aus einem Klassenzimmer mit der Unfä-
higkeit „Disziplin“ herzustellen gleichgesetzt. Die 
Diskussion um Reduzierung des Lärms ist beson-
ders diesem Bereich ein Tabuthema.  

Doch Lehr- und Lernformen, die die Eigen-
ständigkeit von Schülerinnen und Schüler för-
dern, sind einfach lauter: Kinder bewegen sich im 
Raum, sie reden miteinander, sie lachen und füh-
ren Diskussionen miteinander. Lärmreduzierung 
kann also nicht die Rückkehr zu einem autoritä-
ren Unterrichtsstil bedeuten.  

Trotzdem muss Lärm zum Thema im Unter-
richt gemacht werden. 
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Mögliche Maßnahmen: 

• Schulräume sollten akustisch optimal gestaltet 
sein: Bauliche Veränderungen können schon 
ohne großen Aufwand vorgenommen werden: 
Schallabsorbierende Wand- und Deckenver-
kleidungen, Isolierungen, Korkpinnwände, 
Wandteppiche, Filz unter die Stuhlbeine etc. 

• Lärm im Klassenzimmer muss zum Thema in 
den Klassen gemacht werden: Hör-Projekte 
zur Behandlung im Unterricht werden von 
verschiedenen Seiten angeboten (Stiftung 
Zuhören) 

• Lärmreduzierung ist als Thema in der Schule 
wichtig: Einrichtung einer Ruhezone, eines 
Stilleraums für Lehrkräfte, Gestaltung der Pau-
senräume, Einrichtung von „stillen Pausen“, 
aber auch Streitschlichterprogramme 

• Soundfieldsystem: Die Stimme der Lehrerin, 
des Lehrers wird durch ein kleines Mikrophon 
aufgenommen, drahtlos an einen Empfänger 
mit integriertem Verstärker übertragen und 
über eine Anzahl von Lautsprechern im ge-
samten Raum wiedergegeben. Die Lehrer-
stimme wird entlastet, jedes Kind an jeder 
Stelle des Raumes versteht die Lehrerstimme 
(siehe auch E&W 7-8/2003, S. 13). 

 

 

 

Möglichkeiten für Lehrerinnen und 
Lehrer, Arbeitsschutzausschüsse und 
Schulleitungen 

Messungen: Bei festgestellter starker Lärmein-
wirkung von außen wie auch von innen durch die 
Halligkeit der Räume kann das Kollegium bzw. 
die Schulleitungen Messungen vornehmen lassen. 
Diese führt der GUV durch, möglicherweise auch 
der Schulträger. Danach muss mit dem Schulträ-
ger und Fachleuten beraten werden, welche schall-
dämmenden Maßnahmen ergriffen werden 
können. 

Organisatorische Änderungen: Der Arbeits-
schutzausschuss kann der Gesamtlehrerkonferenz 
Vorschläge machen, wie innerhalb der Schule 
Lärm reduziert werden kann: Große Klassen müs-
sen in besonders gut gedämmten und vor Außen-
lärm geschützten Räumen untergebracht werden. 
Die Möglichkeiten große Klassen in kleinere 
Gruppen aufzuteilen und räumlich getrennt arbei-
ten zu lassen, muss bestmöglichst genutzt werden.  

Arbeitsmedizinische Untersuchungen des 
Gehörs anfordern können die einzelnen Kollegin-
nen und Kollegen über den Betriebsarzt beim 
KM. 

Barbara Haas 
GHS-Lehrerin 
Stellvertretende Vorsitzende der GEW Baden-Württemberg, 
Mitglied im Hauptpersonalrat für Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschulen 
beim Kultusministerium und seit 1977 Personalrätin auf allen Ebenen, 
Mitglied im Arbeitsschutzausschuss GHRS beim Kultusministerium 
arbeitet seit 1999 mit an der Umsetzung des Arbeitsschutzes und führt Semi-
nare zum Umgang mit Belastung durch 
 
 
eMail: brw.haas_gew@t-online.de  
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2.7. Gefahren durch PCB in Schulräumen  
(Reinhold Schröder) 

 

Was ist PCB und wo kommt es vor? 

PCB (Polychlorierte Biphenyle) sind eine Mi-
schung aus einzelnen Chemiekalien, die geruchs- 
und geschmacksneutral sind. Bekannt geworden 
ist zum Beispiel der Einsatz  PCB-haltiger Kon-
densatoren in Leuchtstoffröhren, sowie als 
Weichmacher und Flammschutzmittel. Sie kom-
men in Lacken, Fugenmassen, Dichtstoffen, Akus-
tik-Deckenplatten, Kabelummantelungen, Kühl-
flüssigkeiten, Hydraulikölen und Schmiermitteln 
vor. PCB-Belastungen kommen besonders in Bau-
werken aus den Jahren 1960 – 1978 vor. 1978 
wurde ein Verbot für den „offenen“ Einsatz von 
PCB erlassen, 1983 wurde die PCB-Produktion in 
der Bundesrepublik eingestellt, 1989 ein generelles 
Verbot der Anwendung in jeglicher Form erlassen.  

 
 
Aufnahme durch Menschen und  
gesundheitliche Auswirkungen 

PCB kann über die Luft, die Haut, oder die 
Nahrungskette aufgenommen werden und lagert 
sich im körpereigenen Fett ab. Sie können Akne 
und Hautauschläge, Leber-, Magen-, Milz-, Nie-
ren- sowie Schilddrüsenerkrankungen verursachen. 
PCB gehört zu den Stoffen mit „nennenswertem 
krebserzeugendem Potential“ (Kategorie III/3B) 
und können außerdem den Fötus im Mutterleib 
schädigen. 

 

 

 

 

Wann sollte der Arbeitsschutzausschuss 
aktiv werden? 

Bei einer Häufung von Kopfschmerzen, Mü-
digkeit, Übelkeit, Reizung an Haut und Schleim-
häuten, die nach Verlassen des Gebäudes schnell 
wieder nachlassen.  

Vorgehen: Erkrankte Personen sollten sich 
fachärztlich untersuchen lassen und beim Schul-
leiter (Unternehmer) einen begründeten, schriftli-
chen Antrag auf Untersuchung der Raumluft auf 
Schadstoffe stellen. Weiteres sinnvolles Vorgehen:  

• Prüfung, ob überhaupt relevante Schadstoff-
quellen in den Gebäuden vorhanden sind ( 
Baujahr, verwendete Baustoffe...) 

• Begehung mit Bauamt, Erfassung und Erpro-
bung der verdächtigen Materialien, unter Be-
rücksichtigung der verschiedenen Bauab-
schnitte, Gewerke und Materialien 

• Entnahme von Materialproben und Feststel-
lung des PCB-Gehaltes 

• Raumluftuntersuchung nach DIN 2463 durch 
akkreditierte Fachlabors 

 

T I P P: Es sollte unbedingt eine „Vertrau-
ensperson“ der Lehrer- und Elternschaft bei 
den Begehungen und Schadstoffmessungen 
dabei sein, da Erfahrungen von betroffenen 
Schulen zeigen, dass öfter versucht wurde die 
Schadstoffwerte beispielsweise durch stunden-
langes Lüften vor Messungen nach unter zu 
„korrigieren“! Ebenso ist der Personalrat ge-
mäß § 83 Abs. 2 LPVG rechtzeitig zu infor-
mieren und einzuladen. 

 

 

Reinhold Schröder 
Technischer Oberlehrer an der Gewerbeschule Metzingen,  
Mitglied im ÖPR der Schule  
und im BPR-Berufliche Schulen beim Oberschulamt Tübingen. 
 
 
 
 
 
 
eMail: rpf-schoeder@t-online.de   
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2.8. Asbest – eine geruchlose Gefahr  
      (Margit Stolz-Vahle) 

 
Bei den sicherheitstechnischen Begehungen an 

den Schulen und Schulkindergärten in Baden-
Württemberg ist in vielen Einrichtungen der Ver-
dacht auf Asbestvorkommen geäußert worden. Es 
handelt sich hierbei zum Beispiel um Feuerschutz-
türen, Feuerschutz- oder Brandschutzverkleidun-
gen hinter Wandverkleidungen und Dichtungen 
zwischen Flanschen in technischen Anlagen. 

Das aus langen dünnen Fasern bestehende 
Mineral Asbest galt in der Vergangenheit als 
Wundermaterial, das universell eingesetzt wurde. 
Nicht nur für Fassaden- und Dachverkleidungen, 
sondern auch zum Brandschutz in öffentlichen 
Gebäuden und Hochhäusern, zur Isolation in 
Elektrogeräten (Fön, Toaster), an Heizungen oder 
als Asbestzement in sehr vielen Gebäuden, Asbest 
war in allen Lebensbereichen anzutreffen. Dass 
dieses Wundermineral auch Gesundheitsgefahren 
mit sich bringt, wurde schon zur Jahrhundertwen-
de erkannt, die ersten Schutzvorschriften gab es 
allerdings erst 1972. 

Heute ist die Herstellung und Verwendung 
von Asbestprodukten in der Bundesrepublik laut 
Gefahrstoffverordnung (Stand Oktober 2002) der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin (BAuA) verboten. Weiterhin dürfen Arbeit-
nehmer/innen den Werkstoff Asbest, der auf eu-
ropäischer Ebene als krebserzeugender Stoff der 
Kategorie 1 eingestuft ist, nicht ausgesetzt sein. Es 
muss sichergestellt sein, dass eine entsprechende 
Schutzausstattung für die Durchführung dieser 
Arbeiten vorhanden ist. 

Aber auch im Haushalt gibt es eine Reihe von 
Asbestquellen. Das Mineral findet sich in 
Isolierungen, Dämmplatten und der Rückseite 
von alten Fußböden aus PVC, in manchen alten 
Haushaltsgeräten als Elektro- und Wärmeisolie-
rung (Fön, Toaster) sowie in alten Nachtspeicher-
heizungen. Auch die unbemerkte Aufnahme von 
Fasern durch die Verwitterung von Asbestzement 
kann insbesondere bei unsachgemäßen Reini-
gungsversuchen, zu Gefährdungen führen. 

Über eine mögliche Gesundheitsgefährdung 
bei Arbeiten an Speckstein mit Staubentwicklung 
wird häufig diskutiert. Der Hintergrund ist, dass 
Speckstein je nach geologischen Verhältnissen der 
Lagerstätte aus einer Mischung verschiedener 
Minerale besteht, wozu ebenfalls Asbest zählen 
kann. Gerade deshalb machten sich nach der 
durch besorgte Eltern ins Rollen gebrachten Dis-
kussion Schulen und Kindergärten Gedanken, ob 
der Werkstoff weiter für Bastel- und Kunstarbeiten 
geeignet sei.  

Bei einem geringen Anteil an Asbest in Speck-
stein ist das Gesundheitsrisiko für Schüler und 
Lehrer laut BAuA aufgrund des zeitlich begrenz-
ten Umgangs als gering einzuschätzen. Ebenfalls 
ist anzumerken, dass die Asbestminerale hier oft-
mals nicht in faseriger Ausprägung, sondern ledig-
lich als nicht faserige Varietäten vorhanden sind. 
Dennoch gelten auch hier die Vorschriften der 
Gefahrstoffverordnung und der Arbeitsstättenver-
ordnung, wobei Schüler Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern gleichgestellt sind. 

 

Asbest (griechisch asbestos: unauslösch-
bar), faserartige Mineralien aus der 
Amphibol- und Serpentingruppe. Chrysotil, 
das zur Serpentingruppe gehört, macht 
etwa 95 Prozent der Weltvorräte an As-
best aus, von denen drei Viertel in Kanada 
gefördert werden. Bedeutende Lagerstät-
ten gibt es auch in Südafrika. Asbest ist 
feuerfest, schlecht wärmeleitend und be-
ständig gegen Säuren und Laugen. Asbest 
wird für feuerfeste Produkte wie z. B. Si-
cherheitskleidung für Feuerwehrleute, für 
Isolationsmaterialien, für Baustoffe, Texti-
lien, Raketen- und Flugzeugteile, Asphalt, 
Dichtmassen und Lacke, sowie in Produk-
ten mit Reibungsbeanspruchung wie z. B. 
Bremsbelägen verwendet. Das Einatmen 
von Asbestfasern und -staub kann Asbes-
tose verursachen, eine Staublungen-
krankheit, und Krebserkrankungen, vor 
allem Lungenkrebs und Mesothelioma, 
einen nicht operierbaren Krebs des Brust-
raumes und des Unterleibes (siehe Be-
rufs- und umweltbedingte Erkrankungen). 
Asbest wird daher zunehmend durch an-
dere Stoffe ersetzt. 
"Microsoft® Encarta® Enzyklopädie 2001. © 

 

Bei den Asbesten handelt es sich um eine 
Gruppe von Mineralen, die aus feinsten Fasern 
bestehen, welche bei mechanischer Einwirkung 
leicht freigesetzt und dann eingeatmet werden 
können. Wenn Fasern eingeatmet werden verursa-
chen sie nach 15 bis 30 Jahren, eventuell auch 
noch später, Krebs der Atemwege. Rauchen ist der 
stärkste bekannte Kofaktor, der eine Krebsentste-
hung fördert. Auch Krebs durch einen nachgewie-
senen Asbestkontakt am Arbeitsplatz steht auf der 
Liste der anerkannten Berufserkrankungen. 
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Weitere Vorschriften zum Umgang mit Asbest 
stehen in der Gefahrenstoffverordnung und der 
Arbeitsstättenverordnung. Über die rechtlichen 

Grundlagen des Arbeitsschutzes informiert das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 
unter www.bmwi.de. 

 
Margit Stolz-Vahle 
Fachoberlehrerin an einer Schule für Geistigbehinderte, 
Bezirksvorsitzende der GEW Südwürttemberg,  
stellv. Vorsitzende des Hauptpersonalrats für Grund-, Haupt-, Real- und 
Sonderschulen. beim Kultusministerium, 
Mitglied im Arbeitsschutzausschuss GHRS beim Kultusministerium, 
Mitarbeit seit 1998 an der Umsetzung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
im Schulbereich 
 
 
 
eMail: gew@stolz-vahle.de  

 

 

 

2.9. Schulentwicklung mit dem Ziel gesunde Schule  
(Barbara Haas) 

 
Abbau von Belastungen und Gesundheitsvor-

sorge für die einzelne Kollegin und den einzelnen 
Kollegen ergibt sich sowohl aus der Veränderung 
der Verhältnisse, als auch durch die Veränderung 
des eigenen Verhaltens. Schulentwicklung zielt auf 
Qualitätsentwicklung der einzelnen Schule, aber 
auch auf Verbesserungen für das Individuum. Sie 
kann zum Abbau psychischer Belastungen führen, 
zu mehr Arbeitszufriedenheit und Selbstwirksam-
keit.  

Diese Broschüre belegt in vielen Beiträgen, 
dass der Abbau von Stress und Belastung zu ei-
nem Gewinn an Gesundheit führt. Es  werden 
vielfältige Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt.  

Schulen und Schulkindergärten, die in der Ein-
stiegsphase an den Gefährdungsbeurteilungen 
teilgenommen haben, fragen sich jetzt: Wie gehen 
wir ganz konkret mit unseren Rückmeldungen 
durch die BetriebsärztInnen zu „dringendem 
Handlungsbedarf“ bei psychischen Belastungen 
um? 

Nach dem Arbeitsschutzgesetz § 3 (1) ist die 
Schulleitung verpflichtet, die erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen und die Gefahren an ihrer 
Quelle zu bekämpfen. Dabei ist sie vom Arbeits-
schutzausschuss der Schule zu beraten und zu 
unterstützen. 

Der Arbeitsschutzausschuss (Schulleitung; Be-
triebsarzt/-ärztin, Fachkraft für Arbeitssicherheit; 
Sicherheitsbeauftragte/r; 2 Mitglieder des Perso-

nalrats; bzw. an GHRS-Schulen davon ein gewähl-
tes Mitglied des Kollegiums; Frauenvertreterin 
oder Ansprechpartnerin und Schwerbehinderten-
vertretung)  an der Schule schaut sich die Ergeb-
nisse an und berät die Schulleiterin, den Schullei-
ter. Dabei werden bereits erste Hypothesen zu 
dem Belastungsproblem aus der Sicht der ver-
schiedenen ASA-Mitglieder einfließen. Aus der 
Häufung von Handlungsbedarf in bestimmten 
Bereichen kann sich auch schon eine Diagnose 
ergeben. Allerdings ist die Rückmeldung auf der 
Grundlage der Checkliste nicht immer so eindeu-
tig, dass daraus ohne Beteiligung des Kollegiums 
direkt Maßnahmen abgeleitet werden können. 
Weitere Daten müssen erhoben werden, damit 
eine sichere Empfehlung möglicher Maßnahmen 
an die Schulleitung gegeben werden kann.  

Im Raum der psychomentalen und psychoso-
zialen Belastungen wird dies in einen Schulent-
wicklungsprozess münden, dessen Ergebnisse 
festgestellt und evaluiert werden – mit dem Ziel 
der Gesundheiterhaltung und –vorsorge für die 
Kolleginnen und Kollegen der Schule. Letztend-
lich unterstützt die Gesamtlehrerkonferenz die 
Schulleitung in der Umsetzung der Maßnahmen, 
indem sie diese berät und beschließt. 

 

Beispiel: Die Rückmeldung zu den durch die 
BetriebsärztInnen abgefragten psychosozialen und 
psychomentalen Belastungen ergibt dringenden 
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Handlungsbedarf bei den Subitems „Klima inner-
halb des Kollegiums“, „Informationsfluss inner-
halb des Kollegiums“ und „Unterstützung durch 
das Kollegium“  

Der Arbeitsschutzausschuss empfiehlt der 
Schulleitung mit dem Kollegium einen Entwick-
lungsprozess einzuleiten, in dem an Verände-
rungsmaßnahmen gearbeitet wird. Dazu sollte 
eine Steuergruppe (Gesundheitszirkel) aus gewähl-
ten Mitgliedern des Kollegiums eingerichtet wer-
den, da es nicht Aufgabe des Arbeitsschutzaus-
schusses ist, die Umsetzung der Maßnahmen zu 
betreiben. Auch kann eine externe Prozessbeglei-
tung hinzugezogen werden.  

Im Vorfeld eines Pädagogischen Tages mit 
dem Thema „Zusammenarbeit im Kollegium“ 
oder „Klima im Kollegium“  kann die Steuergrup-
pe weitere Daten (konkrete Fragebögen zum 
Thema) erheben, die eine genauere „Diagnose“ 
ermöglichen. Im Pädagogischen Tag werden dann 
auf der Grundlage der Daten und sich daraus 
ergebenden Feststellungen die Qualitätsziele des 
Prozesses bis hin zu konkreten Vorhaben („Wer 
macht was mit wem bis wann“) erarbeitet.  

Eine Diskussion um die persönlichen Werthal-
tungen gegenüber Gesundheit und Krankheit 
unterstützt den Konsensprozess in der Schule hin 
zu umsetzbaren Zielen. 

 

 

→ Qualitätsziele: z.B.: 

„Gesundheitsprävention bestimmt die Arbeit 
in der Schule.“ 

„Jedes Mitglied des Kollegiums erhält die 
Unterstützung, die er und sie zur Erledigung der 
Arbeit braucht“ 

„Das Kollegium hat eine Feedbackkultur“ 

 

→ Qualitätsstandards, z.B.:  

„Das Kollegium geht mit Ressourcen und Be-
lastungen gesundheitsförderlich um!“ 

„Jede Kollegin, jeder Kollege arbeitet im Team 
oder Tandem“ 

„Jede Kollegin, jeder Kollege erhält und gibt 
Rückmeldungen innerhalb des Kollegiums“ 

 

 

→ Qualitätskriterien, z. B: 

Rückgang der Erkrankungen, Steigerung der 
Zusammenarbeit,  

Steigerung der Zufriedenheit; Gefühl der 
Entlastung  

 

→ Qualitätsindikatoren, z. B:  

„Das subjektive Gefühl von Belastung hat sich 
innerhalb eines Jahres bei 80% des Kollegiums 
spürbar verbessert“ 

„In einem Jahr sind 95% des Kollegiums mit 
Klima  und Zusammenarbeit zufrieden oder sehr 
zufrieden.“ 

„In drei Jahren ist der Krankenstand um 2 % 
reduziert“  

 

→ Qualitätsentwicklungsziele, z.B.:  

Gemeinsame Planung aller Aktivitäten der 
Schule, 

Einrichtung von Materialienpools,  

Installieren fester Teams oder Tandems für 
zwei Schuljahre mit definierter Zusammenarbeit,  

Feedback als fester Punkt in GLKen und Be-
sprechungen, Fallbesprechungsgruppe, Supervisi-
on u.a. 

 

 

Natürlich darf die Umsetzung die einzelnen 
Kolleginnen und Kollegen nicht überfordern, 
sondern muss kleinschrittig konzipiert und in den 
Zeitrahmen der Schule passen. So ist es sicher 
nicht angebracht, alle genannten Beispiele umzu-
setzen, sondern die herauszugreifen oder zu ent-
wickeln, die erfolgsversprechend erscheinen. In-
nerhalb des festgelegten Zeitrahmens, möglichst 
innerhalb eines halben Jahres bis zu einem Jahr 
muss überprüft werden, ob die Entwicklungsziele 
umgesetzt und die Indikatoren erreicht werden. 
Um diesen Prozess voranzubringen, trifft die 
Steuergruppe Entscheidungen, vergibt Aufträge 
oder stellt Anträge. Dazu muss den Mitgliedern 
der Steuergruppe Entlastung von anderen Aufga-
ben z.B. in Form einer Anrechnungsstunde gege-
ben werden. 
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3. Umsetzungsschritte des Arbeitsschutzes von 2001 - 2003 

3.1. Gefährdungserhebung und –beurteilung 
 

Grund-, Haupt-, Real-, Sonder-
schulen und Schulkindergärten 

Berufliche Schulen Gymnasien 

 
Probephase an 10% der Schulen 
• 363 Schulen und Schulkinder-

gärten wurden in einem ran-
domisierten Verfahren ausge-
wählt 

• 25 Schulen wurden auf eige-
nen Antrag in die Untersu-
chung einbezogen 

• ca. 8500 Lehrkräfte wurden in 
die Gefährdungsbeurteilung 
einbezogen  

In der verlängerten Probephase 
werden zusätzlich 35 „Problem-
schulen“ aufgenommen. 
 

 
Pilotphase an 15% der Beruflichen 
Schulen 
• 52 Schulen wurden ausgewählt 

• ca. 4600 Lehrkräfte wurden in 
die Gefährdungsbeurteilung 
einbezogen 

 

 
Anlaufphase an 30% der Gymna-
sien 
• 113 Schulen wurden nach 

einem bestimmten Auszählver-
fahren ausgewählt 

• ca. 6500 Lehrkräfte wurden in 
die Gefährdungsbeurteilung 
einbezogen 

• zusätzlich wurden in die An-
laufphase die vier Gymnasien 
in Aufbauform mit Heim und 
auf Wunsch der Schule die 
Staudinger Gesamtschule in 
Freiburg aufgenommen. 

 

Für die Durchführung der Gefährdungsbeurtei-
lung an den Schulen und Schulkindergärten wur-
de folgende Struktur des Arbeits- und Gesund-
heitsmanagementsystems gebildet: 

Beim Kultusministerium, den 4 Oberschuläm-
tern und den 30 Staatlichen Schulämtern (nur für 
GHRS-Bereich) benannte die Schulverwaltung 
jeweils Ansprechpartner/innen für Fragen zum 
Arbeits- und Gesundheitsschutz benannt. Insbe-
sondere die regionalen Ansprechpartner/innen 
sind leider nur unzureichend auf ihre Aufgabe 
vorbereitet und erscheinen größtenteils sowohl 
zeitlich, als auch inhaltlich überfordert. 

Neben dem Leitenden Betriebsarzt beim Kul-
tusministerium wurden über die Dienste B.A.D. 
und IAS für jede Region Betriebsärzte und –
ärztinnen vertraglich verpflichtet die personenbe-
zogenen Gefährdungen und Belastungen in Form 
von Einzelinterviews und auf Grundlage einer mit 
den Hauptpersonalräten abgestimmten Checkliste 
zu ermitteln. Mit Hilfe eines zusätzlichen Belas-
tungsfragebogens, der sowohl anonym, als auch 
mit Namensnennung ausgefüllt werden konnte, 

erheben die Dienste die speziellen Belastungen im 
psychomentalen und psychosozialen Bereich. 

Das Kultusministerium hat sich unter Beibe-
haltung seiner Rechtsauffassung, dass für die Fi-
nanzierung der Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
die Kommunen zuständig seien, entschlossen, in 
der Einstiegsphase diese Fachkräfte auf allen Ebe-
nen zu bestellen und dafür die Kosten zu tragen. 
Die Oberschulämter verpflichten über die Dienste 
B.A.D. und IAS für jede Region Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, die arbeitsplatzbezogene Ge-
fährdungen und Belastungen in Form von Bege-
hungen und auf Grundlage einer mit den Haupt-
personalräten abgestimmten Checkliste ermitteln. 
An den Begehungen nehmen in der Regel die 
Schulleitung, der Sicherheitsbeauftragte der Schu-
le, die Fachkraft für Arbeitssicherheit, der Schul-
träger und die Personalvertretung teil. Die seit 
Langem von der GEW geforderte Stelle einer 
Leitenden Fachkraft für Arbeitssicherheit beim 
Kultusministerium wurde erst Ende 2003 ausge-
schrieben.  

 
Haushaltsmittel für 2003 (Solleinsatzzeiten unter Berücksichtigung der GUV 0.5) 

Schulart 

 

Betriebsarzt 

   EZ %            Mittel € 

Fachkraft ASiG 

EZ %           Mittel € 

Gesamtmittel 

 

GHRS 59,9 942.164,70 68,4 9.441,94 951.606,64 

Gym 19,2 301.996,03 13,7 1.891,15 303.887,18 

BS 20,9 328.735,26 17,9 2.470,92 331.206,18 

Summe 100,0 1.572.895,99 100,0 13.804,01 1.586.700,00 
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Aufgaben für Betriebsärzte / Betriebsärztinnen und Fachkräfte für Arbeitssicherheit 

Die Aufgaben für die Betriebsärzte / Betriebs-
ärztinnen und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
definieren sich zum einen in den Rahmenverträ-
gen zwischen den Diensten und dem Land Baden-
Württemberg vertreten durch das Sozialministeri-
ums, in den Verträgen zwischen den Diensten 
und den Oberschulämtern und einem Handbuch 
der Leitstelle. Für die Durchführung der Gefähr-
dungsbeurteilung ist von entscheidender Bedeu-
tung, dass  

• in Gesamtlehrerkonferenzen das Verfahren 
durch Dienste vorgestellt wird, 

• die Durchführung von Einzelinterviews durch 
Betriebsärzte festgeschrieben ist, 

• der Gesamtbericht über die personenbezoge-
ne Gefährdungsbeurteilung durch einen ex-
ternen Auftragnehmer erfolgt, 

• die Dienste eine ganzjährige Hotline einrich-
ten und MO – FR von 8.00 – 16.00 besetzen 
müssen, 

• die Berichte grundsätzlich innerhalb von 2 
Monate nach Durchführung der Gefähr-
dungsbeurteilung an die Schu-
len/Schulkindergärten geschickt werden müs-
sen. 

 

 

 

3.2. Bewertung und Dokumentation der Ergebnisse 
 

Ein unerlässlicher Bestandteil des Arbeits-
schutzes ist, dass alle Beteiligten die Ergebnisse 
von Begehungen und Befragungen erhalten. Nur 
mit diesen Ergebnissen können die Arbeitsschutz-
ausschüsse an den Schulen schulinterne Maß-
nahmen beraten und deren Umsetzung einfor-
dern. Während die Berichte zur Sicherheitstech-
nik mittlerweile den Schulen vorliegen, warten 
diese immer noch auf die Auswertung der psy-
chomentalen und psychosozialen Belastungen  
der Checkliste zu den psychomentalen und psy-
chosozialen Belastungen (Stand Ende Oktober 
2003). Während im Bereich des Oberschulamtes 
Freiburg (verantwortlich hier das IAS) die Schul-

berichte im Herbst vorliegen sollen, gab es in den 
drei anderen Oberschulamtsbezirken (verantwort-
lich hier der BAD) zunächst Probleme, da die hier 
eingesetzten Betriebsärzte erklärten, es gäbe keine 
Schulberichte. Nach langen und schwierigen Dis-
kussionen zwischen den Hauptpersonalräten, dem 
Kultusministerium, Datenschutzbeauftragten und 
dem B.A.D. wurde ein Verfahren entwickelt, das 
auch den Schulen in diesen drei Oberschulamts-
bezirken Schulberichte zukommen lässt. Da für 
die Befragten eine Änderung der Zweckbestim-
mung vorliegt, können ihre Angaben in eine 
Schulauswertung nur dann einfließen, wenn sie 
dazu eine Zustimmungserklärung abgeben. 

 

Stand in den verschiedenen Schularten zu den arbeitsplatzbezogenen Rückmeldungen 

 
Grund-, Haupt-, Real-, Sonderschulen und Schulkindergärten 
 
 
Alle Schulen der Probephase erhielten per Mail kurz vor den Sommerferien 2003 die erforderlichen 
Unterlagen, mit der Aufforderung diese zu unterschrieben, in einer Box zu sammeln und diese vor 
Schuljahresende an B.A.D. zurückzusenden. Im neuen Schuljahr mussten einige Schulen noch einmal 
an den Versand erinnert werden.  
Nach Meinung der Datenschützer müssen Einrichtungen unter 10 Rückmeldungen zusammengefasst 
werden. 
Die schulbezogenen Berichte gehen von den Diensten direkt an die Schule / den Schulkindergarten, 
eine Kopie wird von der Einrichtung an das Staatl. Schulamt gesandt, von dort weiter an Oberschulamt 
und Ministerium. Die jeweiligen Personalräte erhalten die Berichte von der entsprechenden Verwal-
tungsebene.  
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Diese Berichte werden nach Handlungsbedarfsintensität sortiert: 
• Items mit dringendem Handlungsbedarf 

• Items mit vorhandenem Handlungsbedarf 

• Items ohne Handlungsbedarf 

Das Item „Mobbing“ ist für die Datenschützer hochbrisant und wird daher mit folgender Angabe aus-
gewiesen:  
• „aufgrund der Datenbasis derzeit keine Aussage möglich“ 

• Handlungsbedarf 

Zur Frage nach Führungskompetenzen an der Schule und Anerkennung / Unterstützung durch die 
Schulleitung wird ein Gespräch des Arztes mit der Schulleitung geführt. 
 
 
Berufliche Schulen 
 
 
Es gibt Probleme bei der Rückmeldung der Ergebnisse der psychomentalen und psychosozialen Belas-
tungen der Checkliste, inklusive Führungsverhalten. Das Kultusministerium weigert sich, die Ergebnisse 
zum Führungsverhalten in aussagekräftiger Weise an die Schulen zurückzumelden, obwohl dies daten-
schutzrechtlich möglich wäre, denn an beruflichen Schulen beinhaltet der Begriff „Schulleitung“ nicht 
nur zwei Personen, sondern auch alle Abteilungsleiter/innen, so dass mit den Daten kein offenkundiger 
Personenbezug hergestellt werden kann. Aus diesem Grund besteht der HPR-BS auf einer Rückmeldung 
des Führungsverhaltens in der Form, wie sie auch für die anderen Punkte der Checkliste vereinbart 
wurde. 
 
 
Gymnasien 
 
 
Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Leitfadens gibt es bezüglich des Musterberichts zwischen dem 
Kultusministerium und dem HPR-Gymnasien noch keine abschließende Einigung. Generell wird bei der 
Auswertung der Items zwischen den Antwortkategorien „kein Handlungsbedarf“, „Handlungsbedarf“, 
„dringender Handlungsbedarf“ unterschieden. Beim Item Mobbingverhalten zwischen den Antwortka-
tegorien „aufgrund der Datenbasis ist derzeit keine Aussage möglich“ und „Handlungsbedarf“ Bei der 
Auswertung fehlen die zentralen Items „Anerkennung und Unterstützung durch die Schulleitung“ und 
„Führungskompetenzen der Schulleitung“. Das Kultusministerium macht hier methodische, daten-
schutzrechtliche und beamtenrechtliche Bedenken geltend. Der HPR Gymnasien teilt diese Bedenken 
nicht, da in der modernen Arbeitsmedizin das Führungsverhalten ein zentrales Belastungskriterium ist. 
Über die entsprechenden Formulierungen im Musterbericht wird noch gerungen. 
Ein weiteres Problem bei der Zustimmungserklärung ergibt sich daraus, dass sie erst im Schuljahr 
2003/2004 abgegeben werden kann, die Befragungen aber in den Schuljahren davor erfolgten. Hier muss 
sichergestellt werden, dass Personal, das mittlerweile die Schule gewechselt oder verlassen hat ebenfalls 
die Zustimmungserklärung unterschreiben kann. 
 
Stand 11/2003 
 

Landesweite Auswertung „Sicherheits-
technik“ 

Bis Mitte September 2003 hatte B.A.D. die 
landesweite Auswertung Sicherheitstechnik zuge-
sagt. Bis November lag diese noch nicht vor. 

Beim IAS werden alle Daten aus den Gefähr-
dungsbeurteilungen bis Mitte Oktober elektro-
nisch erfasst und danach kann die landesweite 
sicherheitstechnische Auswertung erstellt werden. 

 

Landesweite Auswertung der  
psychomentalen und psychosozialen 
Belastungen 

Die Hauptpersonalräte haben die Zusammen-
fassung der schulischen Ergebnisse auf OSA- und 
Landesebene beantragt, damit sich die Arbeits-
schutzausschüsse dieser Ebenen eine Vorstellung 
von den Gesamtergebnissen machen können und 
zentrale Maßnahmen erarbeitet werden können. 
Das Kultusministerium will jedoch zunächst die 
Evaluations-Ergebnisse der Universität Ulm ab-
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warten. Möglicherweise zeichnet sich ein Kom-
promiss dahingehend ab, dass den 3 Ebenen 
(Staatliche Schulämter, Oberschulämter, Kultus-
ministerium) zwar eine Zusammenstellung zur 
Verfügung gestellt wird, daraus aber noch keine 
Maßnahmen abgeleitet werden sollen. 

 

Auswertung der Beanspruchungs-
fragebögen 

Der Beanspruchungsfragebogen ist aus dem 
HBI (Hamburger Burnout – Inventar), der deut-
schen Fassung (Burisch, M., 1989) des Maslach-
Burnout-Inventory, (Maslach, C.; Jackson, S.E., 
1986) und weiteren Skalen und Einzelitems abge-
leitet. Folgende Beanspruchungssegmente werden 
dargestellt: 

• Physische Erschöpfung 

• Emotionale Beanspruchung 

• Somatisierung psychischer Beanspruchung 

• Depressivität 

• Depersonalisation 

 

Er wurde bei der Gefährdungsbeurteilung an 
die Lehrkräfte ausgegeben. Das Ausfüllen des 
Bogens ist absolut freiwillig. Da es für den Ver-
gleich der erkannten Belastungen am individuel-
len Arbeitsplatz (namensdefiniert) mit den mögli-
chen Beanspruchungsfolgen wünschenswert ist, 
auch den Namen der Lehrkräfte im Fragebogen zu 
haben, ist die Namens- und Altersangabe freiwil-

lig. Der Name der Schule sollte allerdings zur 
Identifikation vermerkt sein. Die Ergebnisse die-
nen zur Validierung der spezifischen Items zur 
psycho-mentalen Belastung in der Checkliste. In 
diesem Sinne wird es möglich sein, die Treffsi-
cherheit von Beobachtungskriterien bei der be-
rufsbezogenen Gefährdungsanalyse (Checkliste) 
gewissermaßen über einen deduktiven Prozess zu 
erhöhen, d. h. durch die Kenntnis der Belastungs-
folgen wird auf die Auslöser zurückgeschlossen. 
Die ausgefüllten Bogen wurden in verschlossenen 
Umschlägen eingesammelt und werden mit Hilfe 
bereitgestellter Auswertungsschemata vom Arzt/ 
von der Ärztin ausgewertet. Die genaue Auswer-
tung und Aufbereitung der persönlichen 
Beanspruchungsbögen auf Landesebene ist derzeit 
noch ungeklärt, hier werden noch Gespräche 
zwischen Ministerium und Personalräten geführt. 

 

Erfahrungsbericht der Schulen und 
Schulkindergärten über die  
Gefährdungsbeurteilung  

Im März 2003 erhielten die Schulen und 
Schulkindergärten das Formular „Erfahrungsbe-
richt“ per Mail übermittelt. Das Formulars füllt 
die Schulleitung im Benehmen mit dem jeweili-
gen Kollegium aus. Bis August 2003 lagen nach 
Aussagend es KM etwas 60% Rückmeldungen vor. 
Die Ankreuzfragen waren bis Ende September 
ausgewertet, sobald der Textteil ausgewertet ist, 
gehen die Gesamtergebnisse an Personalvertretung 
zu. 

 

 

3.3. Maßnahmen und Schutzziele 
 

Das Land übernimmt die Kosten der  Schutz-
impfung gegen Hepatitis A und B für Lehrkräfte 
im Bereich der Schulen für Geistigbehinderte 
(einschließlich der entsprechenden Abteilungen 
an anderen Sonderschultypen), der Schulen für 
Körperbehinderte und der Schulen für Kranke. 
Lehrkräfte an anderen Schularten, die einer Ge-
fährdung ausgesetzt sind, können einen entspre-
chend begründeten Antrag stellen.  

Die GEW hat von Anfang an die Auffassung 
vertreten, dass es sich bei diesem Kreis von Lehr-
kräften um eine besonders schutzbedürftige Be-
schäftigungsgruppe handelt. Dies ist verschiede-
nen Studien zu entnehmen. Nach dem Gesetz zur 
Umsetzung der EG-Rahmenrichtlinien Arbeits-
schutz vom 7. August 1998 hat der Arbeitgeber 
die Pflicht, die erforderlichen Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes zu treffen unter Berücksichtigung 

der Umstände, die die Gesundheit der Beschäftig-
ten bei der Arbeit beeinflusst.  

Nach den allgemeinen Grundsätzen sind bei 
diesen Maßnahmen des Arbeitsschutzes der Stand 
der Hygiene und sonstiger gesicherter arbeitswis-
senschaftlicher Erkenntnisse zu berücksichtigen 
und spezielle Gefahren für besonders schutzbe-
dürftige Beschäftigungsgruppen zu berücksichti-
gen.  

Zu den Grundpflichten des Arbeitgebers ge-
hört es, Kosten für Maßnahmen nach dem Ar-
beitsschutzgesetz nicht den Beschäftigten aufzuer-
legen. Bereits im Jahr 2001 hat das Kultusministe-
rium mitgeteilt, dass der Arbeitgeber verpflichtet 
ist, Impfungen gegen Hepatitis A und B bei Be-
schäftigten, die aufgrund ihrer Tätigkeit zum ge-
fährdeten Personenkreis zu zählen sind, durchfüh-
ren zu lassen.  
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Der TÜV wurde 2003 als überbetrieblicher 
Dienst vom Ministerium unter Beteiligung der 
Hauptpersonalräte ausgewählt, um die Impfaktion 
durchzuführen. 

Die Kolleginnen und Kollegen können sich an 
ihr Staatliches Schulamt wenden und die Impfung 
beantragen. Auch Anwärterinnen und Anwärter, 

die im Rahmen ihrer Ausbildung an Schulen für 
Geistig- und Körperbehinderte oder an den ent-
sprechenden Abteilungen anderer Sonderschular-
ten tätig sind, sind in die Maßnahme einzubezie-
hen. 

 

 

3.4. Evaluation  
 

Die Evaluation der Erhebung durch die Uni-
versität Ulm ist angelaufen und wird voraussicht-
lich im März 2004 abgeschlossen sein. 

Da sich das Kultusministerium entschieden 
hat, die landesweite Auswertung der psychomenta-
len und psychosozialen Belastungen erst nach der 

Evaluation der Checklisten durch die Universi-
tätsklinik Ulm vorzunehmen, d.h. im Frühjahr 
2004, wird die flächendeckende Umsetzung des 
Arbeits- und Gesundheitsschutze wohl erst mit 
dem Schuljahr 2004/2005 einsetzen. 

 

 

3.5. Betriebsarzt beim Kultusministerium und betriebärztliche Dienste bei den   
         Oberschulämtern 
 

Als Alarmsignal und herben Rückschlag für 
den Arbeits- und Gesundheitsschutz an den Schu-
len wertete die GEW die Kündigung des ersten 
Leitenden Betriebsarztes im Kultusministerium 
Dr. Bernd Lindemeier zum 31.12.2002. Mit ihm 
verließ ein Experte das Ministerium, der sich mit 
enormem Fachwissen und Engagement für einen 
präventiven Arbeits- und Gesundheitsschutz für 
Lehrerinnen und Lehrer eingesetzt hat. Seine 
Kündigung zeigte, dass der Arbeitsschutz der 
eigenen Beschäftigten im Kultusministerium of-
fensichtlich nicht ernst genug genommen wurde. 
Für wirksame Maßnahmen forderte die GEW die 
Schaffung einer Stabsstelle. 

Ab 1. April 2003 richtete das Ministerium end-
lich eine „Leitstelle Betriebsärztlicher Dienst für 
das Kultusressort, Arbeits- und Gesundheits-
schutz“ und besetzte diese mit Dr. Tobias Walker 
als Ltd. Betriebsarzt, einer Krankenschwester, 
einer Sachbearbeiterin, einer Sekretärin und einem 
Juristen. 

Die Leitstelle ist direkt bei der Amtsleitung 
(Ministerialdirektor) angesiedelt und Dr. Walker 
nimmt an den wöchentlichen Abteilungsleitersit-
zungen teil. Die Leitung der ASA-Sitzungen beim 
KM obliegt der Leiterin der Abteilung 1 des Kul-
tusministeriums Baden-Württemberg. Die Aus-

schreibung einer 50% Ltd. FaSi-Stelle für die Leit-
stelle ist in Vorbereitung. Die wünschenswerte 
Besetzung der Leitstelle mit einer Organisations-
psychologin / einem Organisationspsychologen 
blieb bisher ohne Erfolg. 

Seit 2001 sind die Dienste B.A.D. und IAS für 
die Durchführung der Gefährdungsbeurteilungen 
in der Einstiegsphase unter Beteiligung der Be-
zirkspersonalräte bestellt worden. 

Nach zweimaliger Verlängerung soll die Ein-
stiegsphase wohl endgültig bis zum 31.12.2003 
abgeschlossen sein. Da es zwischen den Schular-
ten Abstimmungsprobleme gab, wurden zunächst 
nur im GHRS-Bereich Verträge für die anfallen-
den Aufgaben der regionalen Betriebsärzte und 
regionalen Fachkräfte für Arbeitssicherheit abge-
schlossen. Die Verträge der Betriebsärzte verlän-
gern sich automatisch, sofern sie nicht 3 Monate 
vor Ablauf gekündigt werden, wogegen die Verträ-
ge der Fachkräfte für Arbeitssicherheit bis zum 
31.12.2003 befristet sind. Danach soll die Finan-
zierung mit den Kommunen geregelt sein. 

Da die Verträge erst im November 2003 unter-
zeichnet wurden, zeichnet sich ab, dass sich die 
Vertragserfüllung noch bis in das Jahr 2004 ziehen 
wird. 
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3.6. Arbeitsschutzausschüsse: Möglichkeiten der Prävention und der  
        Gesundheitsförderung 
 

In Baden-Württemberg hat sich folgende Struktur 
der Arbeitsschutzausschüsse gebildet: 

3 ASA auf Ebene KM: Sie sind nach Schular-
ten getrennt, wobei mehrere Sitzungen, zu allge-
meinen Fragen der Durchführung der Beurteilun-
gen, bereits schulartübergreifend stattfanden. 
Hauptaufgaben sind für die nächste Zeit u.a. die 
Überwachung der Verarbeitung der Einwilligungs-
erklärungen, die Auswertung der Erfahrungsbe-
richte, die Finanzierung der FaSis nach der Ein-
stiegsphase und die Umsetzung von landesweiten 
Maßnahmen im Bereich Sicherheitstechnik 

je 3 ASA bei den vier Oberschulämtern: Sie 
sind ebenfalls nach Schularten getrennt. Haupt-
aufgaben für die nächste Zeit sind u.a. die Kon-
trolle des Vertragsabschlusses mit den Diensten 
und die Beratung von Maßnahmen zur Sicher-
heitstechnik auf Ebene der Oberschulämter. 

je 30 ASA bei den Staatlichen Schulämtern 
für den GHRS-Bereich: Hauptaufgaben für die 
nächste Zeit sind u.a. die Beratung von Maßnah-
men zur Sicherheitstechnik auf SSA-Ebene und 
die Beratung der Schulen vor Ort in AGS-Fragen  

je ein ASA an den Schulen, die an der Ein-
stiegsphase teilnehmen: die ASA beraten z.Zt. 

die schulbezogenen Berichte Sicherheitstechnik 
und sind bereit zur Beratung der Musterberichte 
zu den personenbezogenen Belastungen. 

Nach anfänglichen Schwierigkeiten konnte die 
Teilnahme der Frauenvertreterin und der Schwer-
behindertenvertretung in allen Arbeitsschutzaus-
schüssen erreicht werden. 

Da es im Bereich der Grund-, Haupt-, Real- 
und Sonderschulen keinen Personalrat an den 
Schulen gibt, wurde angeregt, dass ein gewähltes 
Mitglied des Kollegiums und ein Mitglied des 
Örtlichen Personalrats beim Staatlichen Schulamt 
an den Sitzungen teilnimmt.  

 
Belastung der ASA-Mitglieder 

Die GEW ist der Auffassung, dass die Arbeit in 
den Arbeitsschutzausschüssen für Kollegiums- 
und Personalratsmitglieder nicht in ihrer unge-
bundenen Arbeitszeit geschehen kann und wird 
sich intensiv für Anrechnungsstunden einsetzen. 
Dazu wird mit einem Formblatt die zeitliche Be-
lastung der Mitglieder der Arbeitsschutzausschüsse 
erhoben. Diese werden Anfang 2004 ausgewertet. 

 

 

 

3.7. Ungeklärte Punkte 

 

Auswertung der Beanspruchungs-
Fragebögen 

Die Auswertung wird über einen Sondervertrag 
mit B.A.D. und IAS erfolgen. Das Verfahren soll 
im Herbst 2003 mit den Hauptpersonalräten bera-
ten werden. Es ist daran gedacht die Ergebnisse 
mit anderen Pflegeberufen und „Normalmen-
schen“ zu vergleichen und auch die geschlechts-
spezifische Komponente zu auszuwerten. 

 

Einbeziehung der kirchlichen  
Beschäftigten 

Es ist Fakt, dass die kirchlichen Lehrkräfte den 
Arbeitsvertrag mit der Kirche haben, somit die 
Kirche der eigentliche Arbeitgeber ist. Da eine 
große Anzahl dieser Beschäftigten ausschließlich 
an den Schulen arbeiten, ist eine Herausnahme 

dieser Personen aus den Untersuchungen nicht 
sinnvoll. Der Hauptpersonalrat hat vorgeschlagen, 
dass die kirchlichen Lehrkräfte weiterhin von den 
schulischen Betriebsärzten und Fachkräften für 
Arbeitssicherheit beurteilt werden und das Land 
den Kirchen die Kosten für diese Einsatzzeiten in 
Rechnung stellt. Bis zum Ende der Einstiegsphase 
sollte das weitere Verfahren mit den Kirchen gere-
gelt sein. 

 

Eingruppierung in das Betriebsarten-
verzeichnis nach GUV 0.5 

Es ist darauf hinzuwirken, dass Schulen aller 
Schulformen nach den tatsächlichen Gefährdun-
gen eingestuft werden. Unter Berücksichtigung der 
psychomentalen Gefährdungen ist die Einord-
nung der GHRS-Schulen und der Gymnasien 
unter „Bürobetrieben“ mit 0,2 Stunden pro Jahr 
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und Arbeitnehmer/innen für Betriebärzte/-
ärztinnen und 0,3 für FaSis in allgemeinbildenden 
Schulen nicht akzeptabel. Hier wird eine Verände-
rung der GUV 0.5 auf Landesebene angestrebt.  

 

Finanzierung der Fachkräfte für  
Arbeitssicherheit 

Ungeklärt ist weiterhin die Installierung und 
die Finanzierung der Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit nach Abschluss der Einstiegsphase. 

 

 

4. Gesetzliche Grundlagen für Arbeitsschutz in Kurzform 
Ein Großteil der Rechtsvorschriften zum Arbeits- und Gesundheitsschutz befindet sich zum Download 

als pdf-Datei auf der Homepage der GEW Baden-Württemberg unter www.bawue.gew.de  

Hier erfolgt lediglich eine Aufzählung der Rechtsvorschriften, die in Baden-Württemberg für die Umset-
zung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes maßgeblich sind: 

• EG-Arbeitsschutz-Rahmenrichtlinie 89/391/EWG vom 12. Juni 1989 

• Arbeitsschutzgesetz: Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesse-
rung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit vom 7. August 1996 

• Arbeitssicherheitsgesetz: Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit vom 12.12.1973 

• Verwaltungsvorschrift "Arbeitsschutz an Schulen und Schulkindergärten" vom 29. März 2001 (K.u.U. S. 
255) geändert am 28.04.2003 

• Dienstvereinbarungen zwischen dem Kultusministerium und dem Hauptpersonalrat GHRS, dem Haupt-
personalrat Gymnasien und dem Hauptpersonalrat für Berufliche Schulen aus dem Jahr 2001 

• Sozialgesetzbuch - SiebtesBuch - Gesetzliche Unfallversicherung: In Kraft getreten am: 01.01.97, Fund-
stelle: BGBl. Nr. 41; 20.08.96; S. 1254 ff., zuletzt geändert am: 16.06.98, Änderungsfundstelle: BGBl. I S. 
1311. Den Originaltext des SGB VII finden Sie auf den Internetseiten des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung. 

• Arbeitsschutzvorschriften (Aushangpflicht) 

1. Arbeitsstättenverordnung  

2. Arbeitsmittelbenutzungsverordnung 

3. Bildschirmarbeitsverordnung 

4. Lastenhandhabungsverordnung 

5. Gefahrstoffverordnung 

6. Unfallverhütungsvorschriften 

7. diverse Gesetze (Mutterschutz, Arbeitszeit,...) vgl. Hinweis des Kultusministeriums vom 
14.03.2001 

 

 

5. Informationen 

5.1. Literaturempfehlungen und Quellenhinweise 

Literaturempfehlung von Barbara Haas zum Kapitel „Krankheiten eine Frage des Ge-
schlechts 

• Joachim Bauer: Das Gedächtnis des Körpers: Wie Beziehungen und Lebensstile unsere Gene steuern; 
Eichborn Frankfurt 2002 

• H.-G. Schönwälder u.a.: Belastung und Beanspruchung von Lehrerinnen und Lehrern, Schriftenreihe der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, Fb 989, Wirtschaftsverlag NW Bremerhaven,  
info@nw-verlag.de 
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• Klaus Hurrelmann/Petra Kolip (Hrsg.) Geschlecht, Gesundheit und Krankheit; Männer und Frauen im 
Vergleich. Verlag Hans Huber, Bern, verlag@hanshuber.com 

• Kurzfassung des Bundesberichts 2001 zur gesundheitlichen Situation von Frauen in Deutschland, zum 
Download unter www.bmfsfj.de 

• Zur Gesundheitsberichtserstattung des Bundes: www.gbe-online.de 

• DGB: „Frau geht vor“, Schwerpunkt: Ist die Gesundheit weiblich? Info-Brief Nr. 3 Juli 2003 

 

 

Literaturempfehlung von Prof. Dr. Bauer zum Kapitel „Gefährdung und Bewahrung 
der Lehrergesundheit“ 

• J. Bauer. Körperliche Spuren bei Problemen am Arbeitsplatz: Das Burnout-Syndrom. In: J. Bauer. Das 
Gedächtnis des Körpers, S. 217 ff.. Eichborn-Verlag Frankfurt (2002) 

• J. Bauer und Kollegen. Burnout und Wiedergewinnung seelischer Gesundheit am Arbeitsplatz. Psy-
chother. Psych. Med. (PPmP) 53: 213-222 (2003) 

• U. Ehlert, P.L. Janssen. Berufliche Gratifikationskrisen und Gesundheit. Psychotherapeut 47: 386-398 
(2002) 

• J. Bauer. Bewahrung der Gesundheit am Lehrerarbeitsplatz. Bildung & Wissenschaft Oktober 2003, S. 34-
35 

• A. Weber und Kollegen. Zur Problematik krankheitsbedingter Frühpensionierungen von Gymnasiallehr-
kräften. Versicherungsmedizin 54: 75-83 (2002) 

 

 

Literaturempfehlung von Prof. Dr. Schüpbach und Dr. Andreas Krause zum Kapitel 
„Belastungen im Unterricht erkennen und abbauen“ 

• Humpert, W. & Dann, H.-D. (2001). KTM kompakt. Basistraining zur Störungsreduktion und Gewalt-
prävention für pädagogische und helfende Berufe auf der Grundlage des „Konstanzer Trainingsmodells“. 
Bern: Huber. 

• Kretschmann, R. (2000). Stressmanagement für Lehrerinnen und Lehrer. Ein Trainingsbuch mit Kopier-
vorlagen. Weinheim: Beltz. 

• Nolting, H.-P. (2002). Störungen in der Schulklasse. Ein Leitfaden zur Vorbeugung und Konfliktlösung. 
Weinheim: Beltz. 

 

 

Literaturempfehlung und Quellenangaben von Barbara Haas zum Kapitel  
„Gesundheitsgefährdung durch Lärm“ 

• E&W 7-8/2003, S. 6-15:  

• Goddar, Jeanette: „Ohrenbetäubend: hoher Lärmpegel in Schulen und Kitas beeinträchtigt Lernerfolg 
und erhöht Stress“; S 6 – 9 und „Die Lärmempfindlichkeit steigt mit dem Dienstalter“ S. 11/12 

• Janott, Christoph: „Dem Lärmkreislauf entgegenwirken“; S. 13 

• Bergmann/Bernius: „Lauschangriff, Ohrwurm oder Hörvampire...“ S. 14 

• Sanmann, Hans-Günter: Stille Pause am Kranichdamm, S. 15 

• Tiesler/Berndt/Ströver/Schönwälder: „Laut = Lärm? Eine orientierende Untersuchung zu Lärm in Schu-
len“ im Jahrbuch für Lehrerforschung und Bildungsarbeit, Band 3; Juventa 

• Eggenschwiler, Kurt: Akustik von Schulzimmern und Auditorien; EMPA; Ch-8600 Dübendorf 

• Klatte/Meis/Nocke/Schick: „Akustik in Schulen: Könnt ihr denn nicht zuhören?!“ aus Einblicke Nr. 35, 
Universität Oldenburg 

• Klatte, Maria und Janott, Christoph: „Zur Bedeutung der Sprachverständlichkeit in Klassenräumen – 
Eine Untersuchung mit Grundschulkindern“ in „Die akustisch gestaltete Schule“ Vanden-
hoeck&Ruprecht, Göttingen 2002 
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Literaturempfehlung und Quellenangaben von Reinhold Schröder zum Kapitel 
„Gefahren durch PCB in Schulräumen“ 

• PCB-Belastung in Gebäuden, von KATALYSE e.V., Bauverlag ISBN:3-7625-3243-5 

• TRSG  616: Ersatzstoffe, Ersatzverfahren und Verwendungsbeschränkungen für PCB   

• TRSG  905,  Richtlinie 67/548/EWG, PCB: CAS. Nr. 53469-21-9 BarbBl. Nr 5/1998 S 92 

• TRSG 500 Schutzmaßnahmen: Mindeststandards 

• TRSG 402 Ermittlung... gefährlicher Stoffe in der Luft in Arbeitsbereichen 

• GUV-Stuttgart, H. Eckmann 

• Umgang mit Gefahrstoffen ISBN: 3-609-66084-8  ecomed-Verlag, 86899 Landsberg 

• GefStoffV § 28...: Vorsorgeuntersuchungen, Zeitpunkt, Maßnahmen... 

• www.bauen.bayern.de/vorschriften/pcb_richtlinien.pdf (PCB-Richtlinie) 

 

 

Weitere Literaturempfehlungen: 

• Rudow, B. (1999), Der Arbeits- und Gesundheitsschutz im Lehrerberuf - Gefährdungsbeurteilung der 
Arbeit von Lehrerinnen und Lehrern, ISBN 3-922366-37-6 

• Rudow, B. (1995), Die Arbeit des Lehrers - Zur Psychologie der Lehrertätigkeit und der Lehrergesundheit.  

• Kretschmann R., Stressmanagement für Lehrerin und Lehrer. Beltz Praxis 2000 

• Kittner / Pieper (1999), Arbeitsschutzrecht (Kommentar für die Praxis). ISBN 3-7663-2819-0 

• Horst Kasper, Mobbing in der Schule - Probleme annehmen . Konflikte lösen. AOL Lichtenau/Beltz 
Weinheim/Basel, Buch ist z.Zt. vergriffen und wird voraussichtlich 2004 neuaufgelegt. 

• Bauer, J. "Das Gedächtnis des Körpers". Ein sehr verständlich geschriebenes Sachbuch, welches, auf der 
Grundlage neuer neurobiologischer Forschungsergebnisse, die Effekte zwischenmenschlicher Beziehungs-
erfahrungen auf die Biologie des Körpers beschreibt. Von SZ und NDR im Februar 2003 auf der Sach-
buch-Bestenliste geführt. 

 
Diese Liste ist nicht abschließend und wird regelmäßig im Rahmen der Gesundheits-Infos aktualisiert. 

 

 

 

5.2. Ausgewählte Internetadressen 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin / Information zu Unfällen im Pausenbereich von Schu-
len: Analysen, Hintergründe  

www.baua.de  
 
Arbeitsschutz an Schulen und Schulkindergärten in Baden-Württemberg  
www.vd-bw.de  
 
Norbert Zeller ua SPD und Stellungnahme des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport zum Gesundheits- 
und Arbeitsschutz in Schulen  
www3.landtag-bw.de/wP13/Drucksachen/1000/13_1933_d.pdf 
 
Arbeitsschutz im Schulbereich; Zeitliche Beanspruchung der ASA-Mitglieder 

www.oberschulamt-stuttgart.de/ber/aktuelle_informationen/arbeitsschutz/beanspruchung_asa_mitglieder.doc 
 
Arbeitsschutz und Gefahrstoffe: PCB und PAK in Kindergarten und Schulen 
www.free.de/WiLa/Arbeitsschutz  
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Homepage des Bundesverbandes der Unfallkassen 
Dachverband der 39 Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand 
www.unfallkassen.de 
 
Gefährdungsbeurteilung der Arbeit von Lehrerinnen und Lehrern.  

www.psychologie.uni-freiburg.de/einrichtungen/ Arbeits/ao_krause_schule-und-wirtschaft.pdf 
 
Psychische Belastungen im Unterricht. Ein aufgabenbezogener Untersuchungsansatz. Analyse der Tätigkeit 
von Lehrerinnen und Lehrern.  

www.psychologie.uni-freiburg.de/einrichtungen/Arbeits/ao_2_krause.html  
Weitere Ergebnisse von www.psychologie.uni-freiburg.de 

 

 

 

5.3. GEW-Kontaktadressen 

Ansprechpartner/innen in den Bezirken 

Bezirke:  

Nordwürttemberg:  Margit Wohner, Friedensweg 4, 73547 Lorch 
Telefon:07172/5692, Fax..../914259 
eMail: margit.wohner@bawue.gew.de  

Nordbaden:  Hildegard Klenk, Richard-Wagner-Str. 72, 68165 Mannheim 
Telefon:0621/406979 auch Fax 
eMail: hildegard.klenk@bawue.gew.de  

Südwürttemberg:  Margit Stolz-Vahle, Postfach 73, 78352 Sipplingen,  
Telefon+Fax: 0700 / 6707 6800 
eMail: gew@stolz-vahle.de  

Südbaden:  Hagen Battran, Bahnhofstr. 4a, 79194 Gundelfingen 
Telefon:0761/5950400 
eMail: hagen.battran@bawue.gew.de  

 

 

Ansprechpartner/innen schulartbezogen 

Grund-, Haupt-, Real- 
und Sonderschulen:  

Barbara Haas, Wolfsbergallee 59, 75177 Pforzheim,  
Tel. 07231/359055, Fax: 07231/140005 
eMail: brw.haas_gew@t-online.de 

Margit Stolz-Vahle, Postfach 73, 78352 Sipplingen,  
Tel+Fax: 0700 /6707 6800 
eMail: gew@stolz-vahle.de  

Gymnasien:  Jürgen Stahl, Dreysesstraße 13 a, 70435 Stuttgart,  
Tel. 0711/822926 
eMail: z403nvi@z.zgs.de  

Berufliche Schulen:  Kurt Hiltl, Gebelsbergstr. 39, 70199 Stuttgart,  
Tel. 0711/6402205, Fax: 0711/6405982 
eMail: ARAKU@t-online.de  

Soz.-päd. Bereich:  Alfred Uhing, GEW-Nordbaden, Ettlinger Str. 3 a, 76137 Karlsruhe, Tel. 
0721/379275, Fax: 0721/359378 
eMail: nordbaden@bawue.gew.de  
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5.4. Abkürzungsverzeichnis 

 
GHRS Grund-, Haupt- Real- und Sonderschulen 

BS Berufliche Schulen 

GYM Gymnasien 

DV Dienstvereinbarung 

VwV Verwaltungsvorschrift 

KM Kultusministerium 

OSA Oberschulamt 

SSA Staatliches Schulamt 

ÖPR Örtlicher Personalrat 

BPR Bezirkspersonalrat 

HPR Hauptpersonalrat 

ArbSchG Arbeitsschutzgesetz 

AsiG Arbeitssicherheitsgesetz 

FaSi Fachkraft für Arbeitssicherheit 

ASA Arbeitsschutzausschuss 

AGMS Arbeits- und Gesundheitsschutz-Managementsystem 

BMA Bundesministerium für Arbeit 

BAUA Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit 

GUV Gemeindeunfallversicherungsverband 

 


